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ßen Oppositionspartei endgültig abgelehnten Gesetze von 31 Prozent unter 
Regie rungsmehrheiten auf  lediglich 15 Prozent unter Oppositionsmehrheiten. 

Damit lässt sich festhalten, dass eine bivariate Analyse deutliche Hinweise 
für eine Zunahme kooperativer Strategien bei steigendem Einfl uss der Oppo-
sition im Bundesrat liefert. Ganz offensichtlich wird dies bei der Betrachtung 
des endgültigen Abstimmungsverhaltens der Opposition. Es ergeben sich aber 
auch Hinweise dahingehend, dass die Regierung bereits vor der Einbringung 
eines Gesetzes von ihrer Idealposition abweicht und ohne die Einschaltung von 
nachgelagerten Kompromissgremien wie dem Vermittlungsausschuss eine Ver-
ständigung mit der Opposition sucht. Offen bleibt allerdings bei der bivariaten 
Analyse, wie stark dieser vorgelagerte Kompromiss tatsächlich in Erscheinung 
tritt. In dieser Hinsicht erwies sich die bivariate Analyse als unbefriedigend. Die-
se Frage lässt sich umfassender in der folgenden multivariaten Datenanalyse be-
antworten. Bei der multivariaten Datenanalyse kann dies vor allem systematisch 
für andere potenziell einfl ussreiche Variablen, beispielsweise für Zeiteffekte, 
kontrolliert werden. Zusätzlich ermöglicht eine multivariate Betrachtung auch 
eine Spezifi zierung der Effektstärken: Damit kann nicht nur geklärt werden, ob 
die Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat die Strategiewahl zu unterschiedlichen 
Stadien der Gesetzgebung beeinfl ussen. Es kann auch gezeigt werden, wie stark 
die Mehrheitsverhältnisse die Strategiewahl bestimmen.
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3.4.4.2 Multivariate Analyse

Tabelle 3-2 zeigt die Ergebnisse vier logistischer Regressionen, die das konfron-
tative Abstimmungsverhalten der Opposition in der Einspruchs- und Zustim-
mungsgesetzgebung für die dritte Lesung im Bundestag sowie für die endgültige 
Abstimmung im Bundestag prognostizieren (korrespondierend mit den Abbil-
dungen 3-1 und 3-3). Neben Dummyvariablen zu den Mehrheitsverhältnissen 
wurden die im Abschnitt 3.4.2 diskutierten Kontrollvariablen in das Modell auf-
genommen. Ist der in der Tabelle angegebene Koeffi zient (die Koeffi zienten sind 
als Odds Ratios angegeben) größer als 1, dann erhöht die entsprechende Varia-
ble die Wahrscheinlichkeit einer konfrontativen Abstimmung. Ist der Koeffi zient 
hingegen kleiner als 1, dann sinkt die Wahrscheinlichkeit einer konfrontativen 
Abstimmung. Allgemein gilt: Je höher der Betrag des Koeffi zienten, desto stärker 
ist der Effekt der zugehörigen Variablen.46 Regierungsmehrheiten gelten als Re-
ferenzgruppe, das heißt, die Koeffi zienten der Mehrheitsverhältnisse geben an, 
wie stark sich der Konfl ikt im Vergleich zu Regierungsmehrheiten verändert.

Die logistische Regression bestätigt die bisherigen Befunde. Im Vergleich zu 
Regierungsmehrheiten sinkt für Zustimmungsgesetze die Konfrontation im Bun-
destag unter klaren Oppositionsmehrheiten, und dies umso mehr, je weiter der 
Gesetzgebungsprozess voranschreitet. Während sich bei der bivariaten Betrach-
tung das Absinken des Konfl ikts unter Oppositionsmehrheiten bei der ersten ent-
scheidenden Abstimmung im Bundestag noch nicht deutlich zeigte und nur im 
Vergleich zur Einspruchsgesetzgebung auszumachen war, tritt der prognostizierte 
Effekt in der multivariaten Analyse deutlich und signifi kant in Erscheinung. Damit 
lässt sich in den Daten sowohl ein vorgelagerter als auch ein nachgelagerter Kom-
promiss bei einer starken Stellung der Opposition im Bundesrat dokumentieren. 

Gemischte Mehrheiten nehmen eine mittlere Position ein: Verglichen mit 
Regierungsmehrheiten ist das Abstimmungsverhalten durch weniger parteipoli-
tischen Disput gekennzeichnet. Dies betrifft insbesondere die endgültigen Ab-
stimmungen im Bundestag. Gemischte Mehrheiten sind jedoch konfrontativer 
als klare Oppositionsmehrheiten. Trotz allem scheinen sich gemischte Mehr-
heiten stärker als klare Oppositionsmehrheiten zu verhalten, insbesondere was 
die endgültige Abstimmung im Bundestag betrifft (siehe dazu auch die grafi sch 
dargestellten Effektstärken in Abbildung 3-4). Vom theoretischen Standpunkt 
aus betrachtet wäre eine geringere Reduktion des parteipolitischen Konfl ikts zu 
erwarten gewesen. Möglicherweise ist dies zum Teil eine Folge der gewählten 
Operationalisierung der Mehrheitsverhältnisse, die selbst dann eine gemischte 

 46 Eine direkte Interpretation der Koeffi zienten wie beim Standard-Regressionsmodell ist bei ei-
ner logistischen Regression ausgeschlossen. Noch folgende grafi sche Verfahren ermöglichen 
jedoch eine sinnvolle und aussagekräftige Interpretation der Koeffi zienten.
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Mehrheit konstatiert, wenn sich die reale Situation für die Regierung als sehr 
ungünstig gestaltet. Dazu ein Beispiel: Gegen Ende des Jahres 1994 wurden 
fünf  Bundesländer von gemischten Koalitionen regiert (Bremen, Berlin, Thü-
ringen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg). Die Regierung, die christ-
lich-liberale Koalition unter Helmut Kohl, kontrollierte zu dieser Zeit lediglich 
ein Viertel der Bundesratsstimmen, während die O-Länder (sozialdemokratisch 
oder rot-grün regierte Bundesländer) über einen Stimmenanteil von 44 Prozent 
verfügten. Unter dieser Konstellation war es für die Regierung sicher um ein 
Vielfaches einfacher, direkt einen Kompromiss mit der SPD-Opposition zu su-
chen, als fünf  parteipolitisch sehr unterschiedlich zusammengesetzte M-Länder 
zu einem gemeinsamen Kompromiss zu bewegen.47 

Die Ergebnisse der multivariaten Analyse untermauern eindrucksvoll den 
prognostizierten Unterschied in der Einspruchs- und  Zustimmungsgesetzgebung 
(H3): Die Koeffi zienten für Oppositionsmehrheiten und unsichere Mehrheiten 
liegen für Einspruchsgesetze mit einer Ausnahme über dem Wert 1 und erhöhen 
damit die Konfrontationswahrscheinlichkeit geringfügig. Die Regierung geht 
also in der Tat lediglich dann einen Kompromiss mit der Opposition ein, wenn 
die zweite Kammer tatsächlich über eine effektive Vetomacht verfügt. Sollten 
Divided-Government-Situationen überhaupt einen Effekt auf  Einspruchs-
gesetze ausüben (die Koeffi zienten weisen diesbezüglich keine signifi kanten 
Werte auf), dann höchstens durch eine Intensivierung des parteipolitischen Kon-
fl ikts. Aus den Ergebnissen ließe sich damit schlussfolgern, dass ein Teil des 
parteipolitischen Konfl ikts auf  die Einspruchsgesetzgebung verlagert wird, so-
bald die Regierung ihre Mehrheit im Bundesrat verliert. Dies ist vor allem dann 
eine plausible Annahme, wenn in Zeiten klarer Oppositionsmehrheiten eine 
Regierung bemüht ist, umstrittene Gesetzesvorlagen als Einspruchsgesetze zu 
konzipieren oder Gesetze in einen zustimmungspfl ichtigen und einen zustim-
mungsfreien Teil aufzuteilen (für eine juristische Abhandlung zur Teilung von 
Gesetzen siehe Gernot 1982). Ein Indikator für diese Strategien könnte sein, 
dass die Kontroversen um die Zustimmungspfl ichtigkeit von Gesetzen mit stei-
gender Dominanz der Opposition im Bundesrat zunehmen. In der Tat scheint 

 47 Eine Lösung dieses Dilemmas wäre eine Modifi zierung in der Operationalisierung der Mehr-
heitsverhältnisse. Beispielsweise könnte das Vorliegen einer (unsicheren) gemischten Mehr-
heit an eine weitere Bedingung geknüpft sein: Die Regierung müsste aus eigener Kraft über 
einen bestimmten Anteil von Bundesratsstimmen verfügen und benötigte dadurch lediglich 
die Zustimmung von 2 bis 3 Ländern für eine Bundesratsmehrheit. Angesichts der Abgren-
zungsprobleme bei einer Einteilung der Mehrheitsverhältnisse erscheint es lohnenswert, für die 
weitere Überprüfung des Modells anstelle einer Kategorisierung der Mehrheitsverhältnisse zu 
versuchen, die parteipolitische »Regierungsfeindlichkeit« des Bundesrates mithilfe einer quasi-
intervallskalierten Variable zu messen.
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Tabelle 3-2 Logistische Regression zur Vorhersage einer konfrontativen Abstimmung 
im Bundestag (BT), 1976–2005

Erste BT-Abstimmung Endgültige BT-Abstimmung

Einspruchs-
gesetze

Zustimmungs-
gesetze

Einspruchs-
gesetze

Zustimmungs -
gesetze

Oppositionsmehrheit 1,842 0,448 1,643 0,213
(1,47) (2,01)** (1,16) (3,35)***

Gemischte Mehrheit 1,056 0,578 0,997 0,354
(0,13) (1,55) (0,01) (2,74)***

Europäischer Impuls 0,520 0,699 0,427 0,573
(3,56)*** (2,31)** (4,31)*** (2,96)***

9. LP (1980–1983) 1,459 1,780 1,173 2,747
(0,85) (1,14) (0,35) (1,36)

10. LP (1983–1987) 1,614 1,378 1,497 2,681
(0,93) (0,65) (0,77) (1,46)

11. LP (1987–1990) 0,979 1,470 0,908 2,713
(0,05) (0,83) (0,21) (1,52)

12. LP (1990–1994) 1,521 1,826 1,236 3,081
(1,10) (1,46) (0,54) (1,79)*

13. LP (1994–1998) 1,494 3,083 1,510 6,074
(1,25) (3,33)*** (1,25) (3,21)***

14. LP (1998–2002) 4,239 3,787 4,028 8,592
(4,36)*** (3,57)*** (4,12)*** (3,69)***

15. LP (2002–2005) 1,981 5,245 1,714 8,528
(2,14)** (4,82)*** (1,62)* (3,73)***

BT-Wahl 0,478 0,818 0,460 1,035
(3,63)*** (1,15) (3,63)*** (0,17)

Finanzen 2,258 1,135 2,709 0,939
(3,43)*** (0,68) (4,11)*** (0,28)

Arbeit und Soziales 1,830 1,380 1,982 1,362
(2,49)** (1,44) (2,77)*** (1,24)

Inneres 0,275 0,647 0,314 0,713
(4,63)*** (2,00)** (4,04)*** (1,37)

Justiz 0,390 0,371 0,388 0,376
(4,45)*** (3,70)*** (4,21)*** (3,05)***

Verkehr 0,635 0,848 0,733 1,015
(1,26) (0,59) (0,84) (0,05)

Wirtschaft 0,310 1,056 0,335 1,177
(3,69)*** (0,19) (3,26)*** (0,48)

Beobachtungen 1 052 1 178 1 034 1 132

Anteil korrekt 
vorhergesagter Fälle 72,15% 71,73% 74,85% 79,77%

Pseudo-R² (McFadden) 0,14 0,06 0,15 0,08

χ² (Freiheitsgrade) 181,1 (17)*** 79,4 (17)*** 185,2 (17)*** 95,3 (17)***

Koeffi zienten als Odds Ratios. Wald-Test (Absolute Z-Werte) in Klammern.
* signifi kant auf 10 Prozent, ** signifi kant auf 5 Prozent, *** signifi kant auf 1 Prozent.
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dies der Fall zu sein: Bei Regierungsmehrheiten ist die Zustimmungspfl icht le-
diglich bei 3,8 Prozent, bei Oppositionsmehrheiten hingegen bei 5,5 Prozent 
aller hier untersuchten Gesetze umstritten.

Die Kontrollvariablen haben im Wesentlichen die erwarteten Werte und sind 
in ihrer Wirkung, abgesehen von wenigen Ausnahmen, für Einspruchs- und 
Zustimmungsgesetze identisch. Gesetzesvorlagen aus den Bereichen Finanzen 
sowie Arbeit und Soziales erhöhen die Wahrscheinlichkeit konfrontativer Ab-
stimmungen im Bundestag, während Gesetzesvorlagen aus den Bereichen In-
neres, Justiz und Wirtschaft die Konfl iktwahrscheinlichkeit senken.48 Insgesamt 
sind die Effekte der Kontrollvariablen bei Einspruchsgesetzen deutlich höher 
als bei Zustimmungsgesetzen, was sich auch in einem höheren Pseudo-R² nie-
derschlägt. Geht eine Gesetzesvorlage auf  einen europäischen Impuls zurück, 
verringert dies ebenfalls die Wahrscheinlichkeit einer konfrontativen Abstim-
mung im Bundestag. Davon unabhängig nimmt die Konfl iktintensität im Laufe 
der Zeit zu, wie die Dummyvariablen für die einzelnen Legislaturperioden be-
legen. Im Gegensatz zu der geäußerten Erwartung verstärkt eine anstehende 
Bundestagswahl die Konfrontationswahrscheinlichkeit nicht. Sechs Monate vor 
einer Neuwahl des Bundestages sinkt bei der Einspruchsgesetzgebung die Kon-
frontation zwischen Regierung und Opposition sogar signifi kant.49 

 48 Der Bereich »Wirtschaft« ist der einzige Bereich der Gesetzgebung, in dem sich die Wahrschein-
lichkeit für eine konfrontative Abstimmung zwischen Einspruchs- und Zustimmungsgesetzen 
umkehrt. In der Einspruchsgesetzgebung ist ein signifi kanter konfl iktsenkender Effekt zu be-
obachten, während in der Zustimmungsgesetzgebung die Konfrontationswahrscheinlichkeit 
(insignifi kant) ansteigt. Dieses eher unerwartete Ergebnis in der Einspruchsgesetzgebung ist 
zum Teil darauf  zurückzuführen, dass es sich bei 30 Prozent der Einspruchsgesetze aus dem 
Bereich Wirtschaft um die Verwendung von ERP-(Fonds-)Mittel handelte. Mithilfe dieser ehe-
maligen Marshallplan-Gelder (European Recovery Program) wurden und werden Subventio-
nen für mittelständische Unternehmen fi nanziert, die zinsgünstige ERP-Darlehen bei der staat-
lichen Förderbank KfW aufnehmen können. Die dazugehörige Gesetzgebung war zwischen 
Regierung und Opposition in den seltensten Fällen umstritten.

 49 Dieser Befund erscheint nur auf  den ersten Blick konträr zu den Erwägungen einer Regierung. 
Auch in diesem Zusammenhang könnte antizipatorisches Verhalten der Regierung vorliegen. 
Obwohl die Opposition in der Einspruchsgesetzgebung keine Möglichkeit hat, ein Gesetz mit 
ihrem Veto zu blockieren, kann sie doch die Verabschiedung von Einspruchsgesetzen verzö-
gern, beispielsweise durch die Anrufung des Vermittlungsausschusses. Im Laufe einer Legisla-
turperiode mag diese Verzögerungstaktik keine sonderlich große Wirkung entfalten. Allerdings 
könnte gegen Ende der Legislaturperiode eine solche Verzögerung die Verabschiedung eines 
Einspruchsgesetzes ernsthaft bedrohen. Wenn die Regierung diese Möglichkeiten antizipiert, 
würde sie entweder die Einbringung von kontroversen Einspruchsgesetzen zeitlich vorziehen 
oder aber am Ende einer Legislaturperiode möglicherweise strittige Einspruchsgesetze gar nicht 
mehr einbringen. Damit könnte die Verzögerung von Gesetzen als eine Strategie der Oppo-
sition unter Divided-Government-Konstellationen relevant werden, wie dies Cox und Kernell 
bereits für den amerikanischen Fall hervorgehoben haben (Cox/Kernell 1991: 242–243). Für 
eine genauere empirische Untersuchung dieser These siehe Manow und Burkhart (2008).
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Bei der bisherigen Darstellung der Ergebnisse wurde ein signifi kanter Ein-
fl uss der Mehrheitsverhältnisse auf  die Strategiewahl sichtbar. Unbeantwortet 
blieb dabei aber, wie stark die Mehrheitsverhältnisse die Wahl von kooperati-
ven beziehungsweise konfrontativen Strategien beeinfl ussen. Um die Relevanz 
der Mehrheitsverhältnisse auch unter diesem Aspekt besser einschätzen zu 
können, sind in Abbildung 3-4 die von dem Regressionsmodell vorhergesag-
ten Wahrscheinlichkeiten einer konfrontativen Abstimmung grafi sch darge-
stellt. Die Auswirkungen der Mehrheitsverhältnisse auf  die Wahrscheinlichkeit 
einer konfrontativen Abstimmung sind anhand einer zustimmungspfl ichtigen 
Gesetzes initiative aus dem Bereich Arbeit und Soziales, die nicht durch einen 
europäischen Impuls initiiert und nicht ein halbes Jahr vor einer Bundestags-
wahl verabschiedet wurde, illustriert. Die Abbildung zeigt, wie hoch gemäß dem 
Modell die Wahrscheinlichkeit für eine konfrontative Abstimmung einer solchen 
Initiative sowohl bei Berücksichtigung der einzelnen Legislaturperioden als auch 
bei Berücksichtigung der drei betrachteten Mehrheitsverhältnisse ist. Dabei wur-
de wieder nach den Stadien der Kompromissbildung unterschieden: Die erste 
Grafi k prognostiziert die Wahrscheinlichkeit einer konfrontativen Abstimmung 
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nach der dritten Lesung (vorgelagerter Kompromiss), die zweite Grafi k stellt 
die entsprechenden Werte für die endgültige Abstimmung dar (nachgelagerter 
Kompromiss).

Beide Grafi ken zeigen klar den steigenden Zwang zum Kompromiss, dem 
eine Regierung bei zunehmend starker Stellung der Opposition im Bundesrat un-
terworfen ist. So liegt die Wahrscheinlichkeit einer konfrontativen Abstimmung 
nach der dritten Lesung eines Gesetzesentwurfs im Parlament bei einer klaren 
Oppositionsmehrheit zwischen 15 und 20 Prozentpunkten unter den Werten 
für eine klare Regierungsmehrheit. Die Wahrscheinlichkeit einer Konfrontation 
zwischen Regierung und Opposition beträgt beispielsweise in der 14. Legislatur-
periode bei einem Gesetzesentwurf  aus dem Bereich Arbeit und Soziales bei 
einer Regierungsmehrheit 66 Prozent, bei einer Oppositionsmehrheit hingegen 
lediglich 47 Prozent. Daraus wird klar ersichtlich, dass die Regierung bei einer 
starken Stellung der Opposition für einen erheblichen Anteil von Gesetzen be-
reits einen frühzeitigen Kompromiss mit der Opposition sucht. Bezieht man bei 
der Betrachtung zusätzlich die Möglichkeit eines nachgelagerten Kompromisses 
mit der Opposition durch den Vermittlungsausschuss ein, dann senken Oppo-
sitionsmehrheiten die Konfrontation im Vergleich zu einer Regierungsmehrheit 
sogar um durchschnittlich 30 Prozentpunkte. In der 14. Legislaturperiode wäre 
beispielsweise ein Gesetz aus dem Bereich Arbeit und Soziales bei einer Regie-
rungsmehrheit mit fast 70-prozentiger Wahrscheinlichkeit endgültig konfronta-
tiv verabschiedet worden; dominiert die Opposition den Bundesrat, sinkt dieser 
Wert auf  lediglich 32 Prozent. Wie bereits bei der Interpretation der Koeffi zien-
ten der Tabelle 3-2 evident wurde, nehmen gemischte Mehrheiten eine  mittlere 
Stellung ein und unterstreichen daher den prognostizierten Zusammenhang 
zwi schen Konfl iktintensität und der Stärke der Opposition im Bundesrat.

Die Grafi ken zeigen weiterhin, dass seit 1976 die Konfrontation zwischen 
Regierung und Opposition unabhängig von den Mehrheitsverhältnissen im 
Bundesrat zugenommen hat. Besonders stark tritt der zeitliche Faktor seit der 
Wiedervereinigung in Erscheinung. Da nach 1990 auch Divided-Government-
Situationen gehäuft auftreten, hat vermutlich der auf  der Zeitdimension zu 
verzeichnende Anstieg des Konfl ikts dazu beigetragen, dass parteipolitischer 
Konfl ikt vor allem mit einer Oppositionsmehrheit im Bundesrat gleichgesetzt 
wird. Differenziert man allerdings die Mehrheitsverhältnisse genauer und kon-
trolliert für andere mögliche Einfl ussvariablen, kann man klar erkennen, dass die 
gestiegene Konfrontation zwischen Regierung und Opposition zumindest im 
Bereich der konkreten Gesetzgebung durch die starke oppositionelle Stellung 
des Bundesrates eher abgeschwächt wurde.
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3.5 Zusammenfassung

In der umfangreichen empirischen Literatur zum bundesdeutschen Föderalismus 
sind die Auswirkungen unterschiedlicher Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat bis 
heute umstritten. Divided-Government-Konstellationen, so prognostizieren vie-
le Theorien, gehen mit einer Einschränkung der politischen Gestaltungsmöglich-
kei ten für Regierungen einher. Allerdings lassen sich entsprechende, vom Einzel-
fall losgelöste empirische Nachweise in der Gesetzgebungsstatistik kaum fi nden. 
Die fehlenden empirischen Hinweise über die tatsächliche Ausübung oppositio-
neller Vetomacht beeinfl ussen nicht nur die normative Debatte über die Konse-
quenzen von Divided Government. Sie werfen auch die generelle Frage auf, was 
von solchen Konstellationen theoretisch und empirisch zu erwarten ist. 

Ich habe in diesem Kapitel argumentiert, dass bisherige Theorien, sofern sie 
unterschiedliche Mehrheitskonstellationen im Bundesrat thematisieren, lediglich 
Auswirkungen auf  Politikergebnisse konstatieren. Damit ermöglichen sie aber 
keine klaren Aussagen darüber, wie sich unterschiedliche Mehrheiten auf  den 
Prozess der Politikformulierung auswirken und in der Konsequenz auch empi-
risch anhand der Gesetzgebungsstatistik überprüfen lassen. Um dies zu ermög-
lichen, habe ich ein Argument legislativer Selbstbeschränkung vorgeschlagen. 
Dabei wurden die Folgen unterschiedlicher Bundesratsmehrheiten nicht nur in 
Bezug auf  den Output einer Policy, sondern auch auf  den Prozess der Gesetz-
gebung betrachtet. Der Vorteil einer solchen Vorgehensweise liegt darin, dass 
im Prozess der Gesetzgebung zu beobachtende Strategien mit entsprechen-
dem Datenmaterial einer vom Einzelfall losgelösten empirischen Überprüfung 
durchaus zugänglich sind. 

Das grundlegende theoretische Argument ist, dass eine Regierung das Veto-
potenzial ihres politischen Gegenspielers antizipiert und entsprechend darauf  
reagiert. Daraus ergeben sich verschiedene Möglichkeiten der Regierung, auf  
eine potenzielle Blockadedrohung der Opposition zu reagieren. Je stärker die 
Stellung der Opposition im Bundesrat, desto eher wird eine Regierung eine 
Blockade drohung ernst nehmen und eine Kooperation mit der Opposition 
suchen. Dieser parteipolitische Kompromiss ist allerdings immer dann wenig 
attraktiv, wenn für die Regierung die Aussicht besteht, bei unsicheren oder knap-
pen Mehrheitskonstellationen einen Kompromiss mit dem Bundesrat unter 
Ausschluss der parlamentarischen Opposition zu suchen. Vor allem in diesen 
Situationen wird der parteipolitische Konfl ikt von Divided-Government-Situa-
tionen in der Gesetzgebung offensichtlich.

Auf  empirischer Seite ergibt sich daraus, dass das tatsächliche Vetopoten-
zial der Opposition und damit ihr Einfl uss auf  die Gesetzgebung nicht offen 
zutage tritt, sondern nur indirekt gemessen werden kann. Versuche, in der Ge-
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setzgebungsstatistik des Bundes einen direkten empirischen Niederschlag der 
Blockade macht von Divided-Government-Situationen zu fi nden, beispielsweise 
über den Anteil der im Bundesrat gescheiterten Gesetzesinitiativen, sind aus 
diesem Grund zum Scheitern verurteilt.

Ihre möglicherweise sehr einseitige Interpretation kann unter Umständen 
auch die tatsächlichen Konsequenzen von Divided Government in Deutschland 
dramatisch unterschätzen. Konzentriert man sich bei der Suche nach Implika-
tionen unterschiedlicher Mehrheitsverhältnisse auf  den empirischen Nieder-
schlag der strategischen Antizipation von Blockadepotenzialen, so sind die Spu-
ren unterschiedlicher parteipolitischer Mehrheiten des Bundesrates auch in der 
Gesetzgebungsstatistik sehr deutlich zu erkennen. 

Zum einen gibt es deutliche Hinweise darauf, dass der Gesetzgeber sich mit 
steigender Macht der Opposition im Bundesrat stärker selbst beschränkt, das 
heißt schon vor der Einbringung eines Gesetzes, spätestens aber im parlamenta-
rischen Verfahren von seiner Idealposition abweicht. Ein Veto des Bundes rates 
oder das Anrufen des Vermittlungsausschusses ist in diesen Fällen gar nicht 
nötig. Zusätzlich zu diesem vorgelagerten Kompromiss lässt sich in der Ge-
setzgebungsstatistik eine nachgelagerte Kompromissfi ndung, also mittels Ein-
schalten des Vermittlungsausschusses von Bundestag und Bundesrat, feststel-
len. Insgesamt wird damit in der Zustimmungsgesetzgebung (anders als in der 
Einspruchsgesetzgebung) unter klaren Oppositionsmehrheiten ein sehr großer 
Prozentsatz der verabschiedeten Gesetze von der großen Oppositionspartei 
mitgetragen: 90 Prozent aller Zustimmungsgesetze, die unter einem klar oppo-
sitionsdominierten Bundesrat verabschiedet werden, fi nden schließlich auch die 
Zustimmung der großen Oppositionspartei im Bundestag.



Kapitel 4
Die Föderalismusreform I: 
Prognosen über die Auswirkungen einer 
lange umkämpften Reform

Im Sommer 2006 wurde mit der Föderalismusreform die größte Grundgesetz-
änderung der deutschen Nachkriegsgeschichte verabschiedet. Die seit dem 
Inkrafttreten der Reform gehegten Erwartungen sind groß und wurden vom 
ehemaligen SPD-Vorsitzenden Matthias Platzeck auf  den Punkt gebracht: 
Deutschland könne nach der Föderalismusreform »schneller, effi zienter und 
besser« regiert werden (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. März 2006). Mit dem 
Vorhaben sollen zum einen ganz zentrale Kritikpunkte von Divided-Govern-
ment-Konstellationen in Deutschland entschärft werden. Durch eine deutliche 
Reduktion des Anteils zustimmungspfl ichtiger Gesetze sollen Blockademöglich-
keiten der Opposition im Bundesrat beschnitten werden. Damit würden, so die 
Hoffnung, allseits als in sich unstimmige und ineffi zient verrufene politische 
Kompromisse zwischen der Regierung und der Opposition oder zwischen der 
Regierung und den Ländern verringert. Zum anderen soll die Reform die »über-
mäßige … institutionelle … Verfl echtung von Bund und Ländern« abbauen, die 
in der Vergangenheit vor allem den Ländern kaum eigenständigen politischen 
Handlungsspielraum gewährte (so zu lesen in der Begründung des Gesetzesent-
wurfs, Bundestagsdrucksache 16/813: 7). 

Damit betreffen die Hauptziele der Reform – der Abbau von hinderlichen 
Verfl echtungen und eine klarere Zuordnung der Verantwortlichkeiten – ganz 
grundlegend die in den vorangegangenen Kapiteln beschriebenen Ursachen 
und Folgen von Divided Government in Deutschland. Wenn es nach den posi-
tiven Prognosen der Reformbefürworter geht, könnten Landtagswahlen wieder 
einen stärker landespolitischen Charakter bekommen. Gewinnt die Landespoli-
tik durch die Reform bedeutend an autonomem politischem Gestaltungsspiel-
raum und sind politische Entscheidungen wieder verstärkt entweder der Bun-
des- oder der Landesebene zuzuordnen, dann wird – so die Mutmaßung – auch 
die Bedeutung des (Landes-)Wahlrechts zunehmen. Es bestünde die Chance, 
dass Landtagswahlen nicht mehr als Plebiszit über die Arbeit der Bundesregie-
rung verstanden werden, sondern eine bewusst landespolitische Wahlentscheidung 
darstellen. Diese auch aus demokratischer Sicht höchst wünschenswerte Aus-
wirkung der Reform könnte dann den in Kapitel 2 beschriebenen engen Nexus 
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zwischen Bundes- und Landtagswahlentscheidungen aufheben oder zumindest 
deutlich abschwächen. Die erhöhte Wahrscheinlichkeit von gemischten oder op-
positionellen Bundesratsmehrheiten würde dann ebenfalls sinken. 

An den im letzten Kapitel beschriebenen Folgen von oppositionellen Bun-
desratsmehrheiten auf  den Prozess der Politikformulierung und das Politiker-
gebnis würde sich durch die Föderalismusreform zunächst grundsätzlich nichts 
ändern. Verändern würde sich aber die Relevanz dieser Befunde. Sollte im Zuge 
der Reform in der Tat die Zahl der zustimmungspfl ichtigen Gesetze deutlich 
zurückgehen, dann würde sich der autonome Gestaltungsspielraum der Bundes-
regierung deutlich erweitern, denn die absolute Vetomacht des Bundesrates be-
trifft nur die Zustimmungs-, nicht aber die Einspruchsgesetzgebung. Bedurften 
bisher gut 50 Prozent der Bundesgesetze einer Zustimmung durch den Bundes-
rat, so könnten es in Zukunft nach einem Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages nur noch circa 25 Prozent sein (Georgii/
Borhanian 2006).

In diesem Kapitel möchte ich daher die bisherigen Erkenntnisse über die Ur-
sachen und Konsequenzen von Divided-Government-Situationen im Licht der 
neuen Gesetzeslage bewerten und, falls es nötig erscheint, korrigieren. Der erste 
Abschnitt (Abschnitt 4.1) gibt einen kurzen Überblick über die Föderalismus-
reform. Ich fasse dabei die Entstehungsgeschichte der Grundgesetzänderung 
zusammen und stelle die wesentlichen, für die hier untersuchte Fragestellung 
relevanten Verfassungsänderungen vor. Im Anschluss wird herausgearbeitet, 
ob die in den vorangegangenen Kapiteln geschilderten Ursachen und Konse-
quenzen von Divided Government durch die Reform substanziell beeinfl usst 
werden. Zu diesem Zweck eruiert der Abschnitt 4.2, inwieweit tatsächlich eine 
bedeutende Delegation von Gesetzgebungskompetenzen an die Landesebene 
stattgefunden hat, ob sich im Zuge dessen der Einfl uss der Bundespolitik auf  
Landtagswahlentscheidungen abschwächen wird und ob es diesbezügliche An-
haltspunkte nach dem Inkrafttreten der Reform gibt. In welchem Ausmaß ge-
genläufi ge Mehrheiten zukünftig ihre Relevanz für Entscheidungsprozesse und 
Politikergebnisse verringern werden, untersuche ich im Abschnitt 4.3. Im letzten 
Abschnitt (Abschnitt 4.4) fasse ich meine Ergebnisse zusammen und bewerte 
diese im Hinblick auf  die bisherigen Befunde meiner Arbeit.
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4.1 Die Föderalismusreform I

4.1.1 Entstehungsgeschichte

Die zunehmenden Diskussionen um den Reformbedarf  des deutschen Födera-
lismus mündeten im Oktober 2003 im Einsetzen der »Kommission von Bun-
destag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung« 
(im Weiteren »Föderalismuskommission«). Die Kommission hatte den Auftrag, 
grundlegende Vorschläge zur Modernisierung des föderalen Staatsaufbaus zu 
unterbreiten. Unter anderem sollten die Verteilung der Gesetzgebungskompe-
tenzen zwischen Bund und Ländern, die Mitwirkungsrechte der Länder bei der 
Bundesgesetzgebung und die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
überprüft und wenn nötig neu geregelt werden. Es wurde angestrebt, die starken 
Aufgaben- und Entscheidungsverfl echtungen zu reduzieren. Diesbezügliche Ver-
fassungsänderungen sollten zu einer besseren Handlungs- und Entscheidungs-
fähigkeit von Bund und Ländern führen und damit auch die Effi zienz der 
staatlichen Aufgabenerfüllung steigern. Die politischen Verantwortlichkeiten 
sollten wieder klarer den einzelnen Ebenen zugeordnet werden. Die Kommis-
sion setzte sich aus 32 stimmberechtigten Mitgliedern zusammen, die jeweils zur 
Hälfte vom Bundestag und Bundesrat delegiert wurden. Die Bundesregierung 
war lediglich mit vier, die Landtage mit sechs beratenden Mitgliedern vertreten. 
Zusätz lich wurden drei ständige Gäste der kommunalen Spitzenverbände sowie 
zwölf  Sachverständige in die Kommission berufen. Den Vorsitz der Kommis-
sion hatten Edmund Stoiber und Franz Müntefering inne. 

Trotz des weitreichenden politischen Auftrags der Föderalismuskommission 
war deren Handlungsspielraum bereits zu Beginn der Beratungen eingeschränkt. 
So hatte sich die Ministerpräsidentenkonferenz vom März 2003 bereits länder-
übergreifend auf  bestimmte Leitlinien für die Verhandlungen mit dem Bund 
verständigt. Eine Länderneugliederung sollte demnach ebenso wenig zur De-
batte stehen wie grundsätzliche Neuregelungen der Finanzverfassung. Weder 
sollte der Finanzausgleich zwischen den Bundesländern angetastet werden, noch 
sollten die Länder Autonomie in der Steuergesetzgebung erhalten (siehe auch 
Scharpf  2006b). Weitreichende Reformen schienen zunächst trotzdem möglich: 
Die Länder traten mehrheitlich für umfassendere Gesetzgebungskompetenzen 
ein, beispielsweise in so sensiblen Bereichen wie der aktiven Arbeitsmarkt-
politik oder dem Umwelt- und dem Wirtschaftsrecht.1 Der Bund hatte hingegen 

 1 Scharpf  (2005b, 2007) führt diese Länderpositionierung vor allem darauf  zurück, dass die 
fi nanz- und wirtschaftlich starken Länder zuvor den fi nanzschwachen Ländern bedeutende 
Konzessionen gemacht hatten. Diese beinhalteten den genannten Verzicht auf  Forderungen 
nach einer autonomen Steuerkompetenz, einer Länderneugliederung sowie die Bewahrung der 
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ein fundamentales Interesse an der Verringerung der Vetorechte des Bundes-
rates. Als Kompromissbasis bot sich damit ein durchaus sinnvoll erscheinender 
Tausch an: Die Länder verzichten auf  Mitwirkungsrechte in der Bundesgesetz-
gebung und erhalten im Gegenzug größere legislative Befugnisse in der Landes-
gesetzgebung. 

Gemessen an den großen Erwartungen waren allerdings die Ergebnisse, auf  
die man sich schließlich in der Kommission einigen konnte, eher mager (für eine 
genauere Analyse der diesbezüglichen Ursachen siehe Scharpf  2006a, 2006b, 
2007). Die Länder verzichteten aus Sicht des Bundes nur in sehr eingeschränk-
tem Maß auf  ihre Vetorechte im Bundesrat und bestanden zusätzlich auf  einem 
neuen Zustimmungstatbestand für Gesetze, die ihnen fi nanzielle Belastungen 
zumuten. Der Bund war im Gegenzug nur bedingt bereit, weitreichende auto-
nome Gesetzeskompetenzen an die Länder abzutreten.2 Die Kommission schei-
terte schließlich im Dezember 2004, weil der Bund die Forderung vor allem der 
großen Länder Westdeutschlands nach einer umfassenden Kompetenz im Bil-
dungsbereich nicht akzeptieren wollte. Die tatsächlichen Ursachen der fehlen-
den Einigung in der Kommission müssen allerdings, so Fritz Scharpf  in seinen 
Analysen über das Scheitern der Kommission, in der generellen Frustration einer 
Blockademinorität der großen, prosperierenden und politisch ambitionierten 
westdeutschen Bundesländer gesucht werden, die insgesamt mit den erreichten 
Kompromissen nicht zufriedengestellt werden konnten.3

Der in der Kommission erreichte Verhandlungsstand bildete trotz des 
Scheiterns die Grundlage für die später verabschiedete Föderalismusreform. 
Bereits im März 2005 einigten sich auf  dem sogenannten Jobgipfel der dama-
lige Bundeskanzler Gerhard Schröder sowie Joschka Fischer, Edmund Stoiber 
und Angela Merkel auf  eine Wiederaufnahme von Verhandlungen. Infolge der 
vorgezogenen Neuwahlen und des einsetzenden Wahlkampfes wurden diesbe-
zügliche Arbeiten jedoch erneut auf  Eis gelegt. In den Koalitionsverhandlungen 
zwischen der CDU/CSU und der SPD im November 2005 einigte sich eine 
Arbeitsgruppe auf  Grundzüge eines Reformpakets, das stark auf  der Grundla-
ge der bereits in der Föderalismuskommission erzielten Kompromisse beruhte. 

  großzügigen Ausgleichszahlungen durch den Länderfi nanzausgleich. Im Gegenzug waren die 
fi nanzschwachen Länder zunächst bereit, einer Übertragung umfassender Gesetzgebungskom-
petenzen zuzustimmen.

 2 Dabei kam dem Bund zugute, dass vor allem bei den wirtschaftlich schwachen Ländern die 
Euphorie für eine Erweiterung der Legislativrechte nicht sonderlich hoch war. Die fi nanz- und 
wirtschaftlich schwachen Bundesländer befürchteten bei einer Ausdehnung der autonomen 
Gesetzeskompetenzen einen ungleichen Wettbewerb und ein weiteres Zurückfallen ihrer wirt-
schaftlich schwächeren Regionen. Aus diesem Grund fi elen die Bedenken der Fachpolitiker des 
Bundes an einer Kompetenzübertragung an die Länder häufi g auf  fruchtbaren Boden.

 3 Zum Scheitern der Föderalismusreform siehe außerdem Benz (2005, 2008).
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Demnach sollten in einem ersten Schritt die Bund-Länder-Kompetenzen neu 
geregelt werden (Föderalismusreform I). In einem zweiten Reformschritt (Fö-
deralismusreform II), für den die Verhandlungen 2007 eingesetzt haben, sol-
len die Finanzbeziehungen zwischen beiden Ebenen neu gestaltet werden. Das 
parlamentarische Verfahren für die Föderalismusreform I wurde im März 2006 
eröffnet. Umstritten blieb bis zum Abschluss der Verhandlungen die Bildungs-
politik. Nach Beratungen der Ministerpräsidentenkonferenz und einer Tagung 
des Koali tionsausschusses wurde schließlich im Juni 2006 ein Kompromiss ge-
funden. Nachdem der Bundestag am 30. Juni und der Bundesrat am 7. Juli 2006 
der Reform mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit zustimmten, trat die Re-
form bereits knapp zwei Monate später, am 1. September 2006, in Kraft.

4.1.2 Die Eckpunkte der Reform

4.1.2.1 Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen

Mit einer Neuregelung der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern 
verfolgt die Föderalismusreform eine ganze Reihe von Zielen: Der Bürger soll 
wieder klarer die politisch Verantwortlichen für Entscheidungen erkennen, die 
Aufgabenerfüllung soll effi zienter und zweckmäßiger durchgeführt werden kön-
nen und schließlich sollen den Landesparlamenten mehr Regelungskompetenzen 
und in der Konsequenz mehr politischer Gestaltungsspielraum gewährt werden. 
Die Reform versucht, diese Ziele mithilfe von vier grundlegenden Änderun-
gen in der Verfassung zu erreichen: Erstens wird die Rahmengesetzgebung ab-
geschafft. Zweitens erfolgt eine Neuordnung im Katalog der konkurrierenden 
Gesetzgebung. Drittens schränkt die Reform die Erforderlichkeitsklausel der 
konkurrierenden Gesetzgebung ein. Und viertens wird eine Abweichungsgesetz-
gebung in der konkurrierenden Gesetzgebung eingeführt.

Vor der Föderalismusreform wurden die Rahmenvorschriften des Bundes 
in Artikel 75 Grundgesetz geregelt. Für insgesamt sechs Politikbereiche (unter 
anderem für das Recht des öffentlichen Dienstes und die Grundzüge des Hoch-
schulwesens) konnte der Bund sogenannte Rahmengesetze verabschieden. Die-
se sahen vor, dass der Bund nur wesentliche Grundzüge einer Gesetzes materie 
regelt, die Ausgestaltung der Details aber der Gesetzgebung der einzelnen Län-
der überlässt. Rahmenvorschriften durften nur in Ausnahmefällen detaillierte 
und unmittelbar geltende Regelungen enthalten (Art. 75 Abs. 2 alte Fassung 
[a. F.]) und fi elen zudem unter eine Erforderlichkeitsklausel (Art. 75 Abs. 1 
a. F. in Verbindung mit Art. 72 a. F.). Diese Erforderlichkeitsklausel gewähr-
te dem Bund nur dann das Recht auf  eine bundeseinheitliche Regelung, wenn 
dies für die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder 
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die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit notwendig erschien (Art. 72 
Abs. 2 a. F.).4 

Die Rahmengesetzgebung war nicht selten ein Zankapfel zwischen dem 
Bund und den Ländern, da häufi g Streitigkeiten darüber entbrannten, wie stark 
die Bundesregelungen ins Detail gehen dürfen. Zudem erwies sich die Notwen-
digkeit für zwei nacheinander geschaltete Gesetze vor allem bei der Umsetzung 
europäischen Rechts als uneffektiv und langwierig. Heftig kritisiert wurde die 
Rahmengesetzgebung außerdem im Bereich Naturschutz und Landschafts-
pfl ege, da sie der Schaffung eines einheitlichen Umweltgesetzbuches im Wege 
stand – ein Vorhaben, das seit fast zwanzig Jahren seiner Umsetzung harrt. Auf-
grund der zahlreichen Kritik wird mit der Föderalismusreform die Rahmen-
gesetzgebung komplett abgeschafft. Die entsprechenden Materien sind nun 
entweder der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes oder der Länder zuge-
ordnet oder in die konkurrierende Gesetzgebung überführt worden.

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung5 wurden drei bedeutende 
Änderungen verabschiedet. Zum einen wurde der Katalog der konkurrierenden 
Gesetzgebung verändert und etliche Gesetzesmaterien sind nun der ausschließ-
lichen Landes- oder Bundesgesetzgebung zugeordnet. Die Länder erhalten 
quantitativ bedeutend mehr Kompetenzen: vierzehn Bereiche oder Teilbereiche 
der ehemaligen konkurrierenden Gesetzgebung gehen an die Länder, hingegen 
wurden nur drei Bereiche dem Bund zur ausschließlichen Regelung überlassen. 
Zusammen mit den neuen Kompetenzen aus der Rahmengesetzgebung können 
nun die Länder in folgenden Materien unabhängig vom Bund Gesetze erlassen:

– Strafvollzug
– Notariat (ohne Beurkundungsrecht)
– Versammlungsrecht
– Heimrecht
– Ladenschlussrecht
– Gaststättenrecht

 4 Die Erforderlichkeitsklausel wurde erst 1994 in das Grundgesetz aufgenommen und sollte die 
Länder vor einer weiteren Auszehrung ihrer Gesetzgebungskompetenzen bewahren. Sie war 
bereits bei ihrer Einführung umstritten (Meyer 2006: 13–15). 2004 wurde die Klausel durch 
das Verfassungsgerichtsurteil zur Juniorprofessur sehr restriktiv interpretiert – mit nicht un-
erheblichen Folgen für die Ergebnisse der Verhandlungen zur Föderalismusreform (Scharpf  
2005a: 10–11).

 5 In Bereichen, die die konkurrierende Gesetzgebung umfassen, hatten die Länder bisher so lan-
ge die Gesetzgebungshoheit, wie der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht Ge-
brauch gemacht hat. Der Bund konnte immer dann in diesen Bereichen Gesetze erlassen, wenn 
dies für die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung 
der Rechts- oder Wirtschaftseinheit erforderlich war (Art. 72, Abs. 1 und 2 a. F.). 
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– Spielhallen/Schaustellung von Personen
– Messen, Ausstellungen und Märkte
– Teile des Wohnungswesens
– Landwirtschaftlicher Grundstücksverkehr
– Landwirtschaftliches Pachtwesen
– Flurbereinigung
– Siedlungs- und Heimstättenwesen
– Sport-, Freizeit- und sogenannter sozialer Lärm
– Besoldung und Versorgung sowie das Laufbahnrecht der Landesbeamten 

und -richter
– Große Teile des Hochschulrechts (Ausnahmen sind Hochschulzulassungen 

und Hochschulabschlüsse)
– Allgemeine Rechtsverhältnisse der Presse

An den Bund wurden folgende Materien übertragen beziehungsweise neu ge-
schaffen:

– Waffen- und Sprengstoffrecht
– Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und Für-

sorge ehemaliger Kriegsgefangener
– Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken
– Melde- und Ausweiswesen
– Schutz deutschen Kulturguts gegen Abwanderung ins Ausland
– Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus (neue Kompetenz, 

deren Regelungen allerdings der Zustimmung des Bundesrates bedürfen)

Für die in der konkurrierenden Gesetzgebung verbleibenden Materien wurden 
zwei wesentliche Änderungen vorgenommen. Erstens wurde die Erforderlich-
keitsklausel des Artikels 72 Absatz 2 a. F. in ihrem Anwendungsbereich auf  be-
stimmte Materien der konkurrierenden Gesetzgebung beschränkt. Dies  wurde 
nach Auffassung des Bundesgesetzgebers notwendig, da die Erforderlichkeits-
klausel 2004 im Urteil über die »Juniorprofessur« extrem restriktiv ausgelegt 
wurde (vgl. BVerfG, 2 BvF 2/02 vom 27. Juli 2004). Erforderlich ist eine Rege-
lung des Bundes im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung demnach nur 
dann, »wenn … durch unterschiedliches Recht in den Ländern eine Gefahrenlage 
entsteht« (BVerfG, 2 BvF 2/02, Absatz 128, Satz 2, eigene Hervorhebung). Der 
Bund hatte ein erhebliches Interesse, den Anwendungsbereich dieser, ihn in sei-
nen Kompetenzen stark einschränkenden Grundgesetzauslegung zu begrenzen. 
Denn das Gerichtsurteil betraf  faktisch auch so sensible wie fundamentale Be-
reiche der Gesetzgebung wie das bürgerliche Recht, das Strafrecht oder das Ar-
beitsrecht, die alle unter die konkurrierende Gesetzgebung fallen. Es bestand die 



168 K A P I T E L  4

ernste Gefahr, dass das Verfassungsgerichtsurteil die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes erheblich einschränken würde (vgl. dazu auch Meyer 2006: 13–17). 
Eine Lösung dieser Problematik wurde zum einen durch Herauslösen verschie-
dener Gesetzesmaterien aus der konkurrierenden Gesetzgebung, zum anderen 
durch den expliziten Ausschluss anderer Bereiche von der Erforderlichkeits-
klausel erreicht. Für diejenigen Materien, für die die Erforderlichkeitsklausel 
weiterhin gilt, sind im Streitfall Kompetenz- und Abgrenzungsprobleme vor-
programmiert. Ob die Länder dabei in ihrer Kompetenz gestärkt werden, wird 
im Zweifel die weitere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zeigen.

Eine weitere Änderung im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung stellt 
das neu geschaffene Abweichungsrecht der Länder dar (Art. 72 Abs. 3 neue Fas-
sung [n. F.]). In sechs Politikbereichen, die ehemals der Rahmengesetzgebung 
unterlagen, kann der Bund im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung 
gesetz geberisch aktiv werden. Die Länder haben jedoch dann die Möglichkeit, 
davon abweichende Gesetze zu erlassen. Damit wird faktisch dem Landesge-
setzgeber für diese Politikbereiche ebenfalls eine Gesetzeskompetenz zugestan-
den. Dabei handelt es sich um die Bereiche:

– Jagdwesen (mit geringen Einschränkungen)
– Naturschutz und Landschaftspfl ege (mit Einschränkungen)
– Bodenverteilung
– Raumordnung
– Wasserhaushalt
– Hochschulzulassung und Hochschulabschlüsse

4.1.2.2 Zustimmungspfl icht im Bundesrat

Durch eine Neuordnung der Zustimmungsbedürftigkeit von Bundesgesetzen im 
Bundesrat sollte vor allem der Handlungsspielraum der Bundesregierung und der 
sie stützenden parlamentarischen Mehrheit im Bundestag gestärkt werden. Der 
Gesetzesentwurf  zielt darauf, die Anzahl zustimmungspfl ichtiger Gesetze deut-
lich zu reduzieren. Die wesentlichen Änderungen, die die Föderalismus reform 
im Bereich der Zustimmungspfl ichtigkeit von Bundesgesetzen mit sich bringt, 
erfolgen durch Neuformulierungen des Artikels 84 und des Artikels 104 GG. 

Der bisherige Artikel 84 Absatz 1 hatte sich in der Vergangenheit als eigent-
liches »Einfallstor« für die Ausweitung der Zustimmungspfl icht im Bundesrat 
erwiesen (Dästner 2001). Das Zustimmungserfordernis wurde in der Vergan-
genheit etwa zur Hälfte ausschließlich aufgrund des Artikels 84 Absatz 1 aus-
gelöst. Die durch die Föderalismusreform erwartete Verringerung des Anteils 
der Zustimmungsgesetze beruht alleine auf  der Neuregelung dieses Artikels. 
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Bislang löste Artikel 84 Absatz 1 immer dann die Notwendigkeit der Zustim-
mung des Bundesrates aus, wenn ein Bundesgesetz zugleich die Einrichtung von 
Behörden oder das Verwaltungsverfahren bei der Gesetzesausführung regelte. 
Da der Vollzug von Bundesgesetzen eine Angelegenheit der Länder darstellt, er-
scheint es zunächst sinnvoll, dass die Länder einem Gesetz zustimmen müssen, 
das in ihre Verwaltungshoheit eingreift. Die Regelung des Artikels 84 Absatz 1 
wurde aber deswegen brisant, weil sich das Zustimmungserfordernis durch die 
frühe Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht ausschließlich auf  
die Verfahrensvorschriften und das Errichten von Behörden beschränkte, son-
dern auch auf  den materiellen, also politischen Inhalt eines Gesetzes ausgewei-
tet wurde (die sogenannte Einheitstheorie des Bundesverfassungsgerichts).

Aufgrund dieser Rechtsprechung konnte der Bundesrat auch dann einem 
Gesetz die Zustimmung verweigern, wenn eine Ländermehrheit etwas am sub-
stanziellen politischen Gehalt auszusetzen hatte, die Ablehnung also nicht auf  die 
eigentlich die Zustimmungspfl icht auslösenden Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens gründete. Deswegen konnte bei unterschiedlichen politischen Mehr-
heitsverhältnissen in Bundestag und Bundesrat die weite Auslegung des Artikels 
84 Absatz 1 von der Opposition genutzt werden, um die politische Agenda der 
Regierungsparteien zu torpedieren. Doch natürlich stand es auch immer einer 
parteiübergreifenden Ländermehrheit frei, die politischen Ziele der Regierung 
aufgrund des Artikels 84 mit einem Veto zu bedrohen.

Mit der Neuformulierung des Artikels 84 gibt es nun drei verschiedene Mög-
lichkeiten, ein Gesetz zustimmungsfrei oder zustimmungspfl ichtig zu gestalten. 
Entweder verzichtet der Bund auf  eine Regelung der Verwaltungsverfahren zur 
Gesetzesumsetzung (eine Option, die der Bund natürlich auch bereits vorher 
hatte) – damit ist das Gesetz zustimmungsfrei. Oder der Bund regelt das Ver-
waltungsverfahren, erlaubt aber den Ländern abweichende Regelungen – das 
Gesetz ist dann ebenfalls zustimmungsfrei. Schließlich kann der Bund »in Aus-
nahmefällen … wegen eines besonderen Bedürfnisses nach bundeseinheitlicher 
Regelung das Verwaltungsverfahren ohne Abweichungsmöglichkeit für die Län-
der regeln« (Art. 84 Abs. 1, Satz 5 n. F.) – das Gesetz ist dann wie auch schon in 
der Vergangenheit zustimmungspfl ichtig. Die wirklichen Neuerungen sind da-
mit einerseits im Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 enthalten, der den Ländern ein Ab-
weichungsrecht in Verfahrensfragen einräumt. Andererseits soll der Bund dazu 
angehalten werden, nur in Ausnahmefällen den Ländern dieses Abweichungs-
recht zu verwehren. Allein auf  diesen Neuregelungen gründen die Hoffnungen 
einer signifi kanten Reduktion des Zustimmungserfordernisses.

Alle anderen Zustimmungstatbestände des Grundgesetzes behalten weiterhin 
ihre Gültigkeit, beispielsweise der zweitwichtigste Auslöser der Zustimmungs-
pfl icht, der Artikel 105 Absatz 3, der die Steuergesetzgebung betrifft. Zugleich 
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wird mit der Neufassung des Artikels 104a Absatz 4 ein neuer Zustimmungs-
tatbestand geschaffen. Der neue Absatz 4 schreibt die Zustimmungspfl icht nun 
immer dann vor, wenn Bundesgesetze »Pfl ichten der Länder zur Erbringung 
von Geldleistungen, geldwerten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienstleis-
tungen gegenüber Dritten begründen« und »wenn daraus entstehende Ausgaben 
von den Ländern zu tragen sind«. Nötig wurde aus Sicht der Länder dieser neue 
Tatbestand zur Auslösung der Zustimmungspfl icht, da die Länder anderenfalls 
kein Veto gegen Bundesgesetze einlegen könnten, deren Vollzug für sie mit fi -
nanziellen Belastungen verbunden ist. 

4.2 Auswirkungen der Reform in Hinblick auf  Ursachen 
von Divided-Government-Konstellationen

Der jahrzehntelange Trend, in Landtagswahlen die Bundespolitik zu bewerten 
und dabei vorzugsweise die Bundesregierung zu »bestrafen«, die Opposition zu 
»belohnen« und somit gerade in politisch und wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
oppositionelle Mehrheiten im Bundesrat herbeizuführen, soll mit der Reform 
abgeschwächt werden. Diese Hoffnungen äußerten auch die Sachverständigen 
bei der öffentlichen Anhörung des Innen- und Rechtsausschusses des Bundes-
rates und des Rechtsausschusses des Bundestages am 15. Mai 2006 auf  die Fra-
ge, was die Reform den Bürgern bringe.6 Die Gründe für die bundespolitische 
Überformung der Landtagswahlen sind zahlreich. Die Gesetzgebungskompe-
tenzen der Länder konnten vor der Föderalismusreform bestenfalls als marginal 
beschrieben werden und rechtfertigten sogar »ernsthafte Zweifel an [… der] 
Staatsqualität« der Länder (Huber 2006: 3). Die Zuständigkeiten der Länder, so 
der allgemeine Tenor, wurde seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes konti-
nuierlich eingeschränkt, auf  den Bund übertragen beziehungsweise wegen des 
extensiven Gebrauchs der konkurrierenden Gesetzgebung durch den Bund den 
Ländern entzogen. Selbst wenn es vereinzelt Zweifel an dieser Auffassung gab 
(Reutter 2006a: 16), wurde von niemandem ernsthaft die Diagnose der relativen 
Bedeutungslosigkeit der Landtage infrage gestellt. Da die Landtage substanziell 
kaum etwas entscheiden konnten und sich zudem die Landesregierungen, allen 
voran die Ministerpräsidenten, vorzugsweise auf  der bundespolitischen Bühne 
profi lierten, war in der Vergangenheit die Stimmenabgabe in Landtagswahlen 

 6 Im Internet unter <www.bundestag.de/parlament/gremien/foederalismus/audio/01/index.
html> (März 2007): Erste Frage-Antwort-Runde zu Komplex A: Neuordnung der Zustim-
mungsrechte – Abbau gegenseitiger Blockaden.
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zu einem nicht unerheblichen Anteil bundespolitisch motiviert. Konsequenzen 
für das Landeswahlergebnis und die parteipolitische Zusammensetzung des 
Bundesrates blieben nicht aus (siehe Kapitel 2). Ist es jedoch realistisch anzu-
nehmen, dass das politische Gewicht des Landeswahlrechts durch die Föde-
ralismusreform substanziell zunimmt und deshalb die Bürger in Bundes- und 
Landtagswahlen in Zukunft differenziert nach ihrer Einschätzung der Bundes- 
und Landespolitik ihr Votum abgeben? Und wenn dies so ist, müssen dann die 
Erkenntnisse über die Ursachen von Divided-Government-Konstellationen in 
Deutschland relativiert oder gar verworfen werden?

Um diese Fragen zu beantworten, muss eine Einschätzung erfolgen, ob die 
neu geschaffenen Länderkompetenzen tatsächlich eine stärker landespolitische 
Wahlentscheidung des Bürgers wahrscheinlich machen. Hier gilt es, die Pro-
blematik aus verschiedenen Blickwinkeln zu erörtern. Zunächst stellt sich die 
Frage, ob die mit der Reform an die Länder übertragenen Gesetzgebungskom-
petenzen überhaupt genug politischen Gestaltungsspielraum aufweisen, um von 
dem Stimmbürger als potenziell wahlentscheidend wahrgenommen zu werden. 
Sollte dies so sein, müssten die Landesparlamente den gewonnenen Gestal-
tungsspielraum auch tatsächlich autonom nutzen. Und schließlich kommt man 
nicht umhin, die Frage zu diskutieren, ob die historisch bedingte Dominanz 
der Bundespolitik mit ihren zahlreichen Facetten von der Föderalismusreform 
tatsächlich eingeschränkt werden kann.

Bedeutende Gesetzgebungskompetenzen wurden den Ländern vor allem im 
Bildungsbereich gewährt, aus dem sich der Bund nun fast vollständig zurück-
zieht. Allerdings war dies auch in der Vergangenheit faktisch die einzig für die 
breite Bevölkerung sichtbare und relevante Landeskompetenz. Jetzt können die 
Länder nicht nur den Schul-, sondern auch den Hochschulsektor, der bisher 
unter die Rahmengesetzgebung fi el, weitgehend autonom regeln. Finanzielle 
Sonderprogramme im Schulbereich, wie beispielsweise das Ganztagsschulpro-
gramm der Bundesregierung, werden in Zukunft nicht mehr möglich sein. Im 
Bildungssektor kann der Bund nunmehr nur im Hochschulbereich fi nanziell 
unterstützend eingreifen, wenn auch mit deutlichen Einschränkungen. Weitere 
substanzielle Handlungsmöglichkeiten gewinnen die Länder im Beamtenrecht 
und im Strafvollzug. Neuerdings können die Länder selbstständig über das 
Dienstrecht, die Besoldung und die Versorgung ihrer Staatsdiener entscheiden. 
Das Strafvollzugsrecht wurde vollständig von der Zuständigkeit des Bundes auf  
die Länder übertragen, die dann beispielsweise autonom über die Zellbelegung 
oder Sonderprogramme wie die »elektronische Fußfessel« entscheiden können. 

Betrachtet man die übrigen Bereiche der neu in die Zuständigkeit der Län-
der überführten Kompetenzen, so fällt auf, dass es sich fast ausschließlich um 
eng abgegrenzte Teilkompetenzen handelt. Münch (2006: 2) spricht in diesem 
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Zusammenhang sogar von »Restkompetenzen« und Scharpf  (2006b: 6) von 
»isolierte[n] Zuständigkeiten für eng umschriebene Spezialgesetze«. Beispielhaft 
können in diesem Zusammenhang das Ladenschlussgesetz, das Heimrecht, die 
Kompetenz für die Regulierung von Sport-, Freizeit- und sozialem Lärm oder 
das Gaststättenrecht genannt werden. Ursprünglich war es vor allem den großen 
fi nanzstarken Ländern um viel weiter reichende Kompetenzverlagerungen ge-
gangen, die ihnen »die Möglichkeit der Gestaltung politischer und wirtschaftlich 
bedeutsamer Lebensbereiche« ermöglicht hätten (Scharpf  2006b: 6). Gestal-
tungsspielräume für eine wirklich effektive regionale Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- 
oder Sozialpolitik gewähren die jetzt an die Länder delegierten Kompetenzen 
allerdings nicht.7 Damit sinkt aber auch die Wahrscheinlichkeit, dass allein we-
gen der neuen Länderkompetenzen die Landespolitik in den Augen der Wähler 
substanziell an Bedeutung gewinnt. Zwar eignen sich einige wenige neue Lan-
deskompetenzen durchaus für eine politische Debatte. Ist allerdings erst einmal 
eine Gesetzesregelung getroffen, ist es wahrscheinlich, dass die politische Auf-
merksamkeit für dieses Thema schnell wieder sinkt, eben weil es häufi g nur um 
die Regulierung einer eng gefassten Materie und nicht um die Gestaltung ganzer 
Politikfelder geht.

Beispielhaft kann hier die regionale Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
genannt werden. Wären den Ländern tatsächlich umfassende Kompetenzen in 
diesem Bereich übertragen worden, dann wären diese für langfristige politische 
Debatten um die Ausrichtung dieses Politikfelds geeignet gewesen. Die Aus-
wirkungen der Landespolitik auf  die Gestaltung der Lebenswirklichkeit wären 
erheblich und für den Bürger spürbar gewesen. Doch den Ländern wurden in 
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik lediglich die Kompetenzen für den 
Ladenschluss oder die Regulierung von Spielhallen, Messen, Ausstellungen und 
Märkten gewährt. Außer in Bayern wurde das Ladenschlussgesetz in allen Bun-
desländern bereits wenige Monate nach der Föderalismusreform gelockert. Ob 

 7 Die Gründe, warum das ehrgeizige Vorhaben der Verlagerung bedeutender Gesetzgebungs-
kompetenzen scheiterte, wurden ausführlich von Scharpf  beschrieben. Demzufolge musste 
das Konzept einer klaren Kompetenzzuweisung einer Materie, entweder ausschließlich an den 
Bund oder ausschließlich an die Länder, auch die fi nanziellen und administrativen Kapazitäten 
der kleinen und fi nanzschwachen Länder berücksichtigen, solange man nicht die Solidarität 
unter den Ländern und den Grundsatz gleichwertiger Lebensverhältnisse aufkündigen wollte. 
Da die kleinen Länder allerdings gar nicht in der Lage sind, in der Konkurrenz zu beispiels-
weise Baden-Württemberg, Bayern oder Hessen ihre wirtschaftlichen, arbeitsmarktpolitischen 
oder sozialen Lebensbereiche autonom zu regeln, stellt der jetzt erreichte Kompetenzzugewinn 
schon das Maximum des Möglichen dar. Eine alternative Lösung hätte laut Scharpf  in kon-
ditionierten Abweichungsrechten der Länder gelegen, die den großen Ländern mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten bieten, ohne bei den kleinen Ländern die Angst vor einem für sie ruinösen 
Wettbewerbsföderalismus auszulösen.
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sich diese Regelungen für die jeweilige Landesopposition in den anstehenden 
Landtagswahlkämpfen tatsächlich als großer Wahlkampfschlager eignen, ist eher 
unwahrscheinlich. Insgesamt betrachtet erscheinen damit die neuen Länder-
kompetenzen nur in geringem Umfang für eine substanzielle Aufwertung der 
Landespolitik geeignet.8 

Doch selbst wenn den Ländern einige politisch relevante Gestaltungsspiel-
räume durch die Föderalismusreform gewährt wurden, so kann man sich deshalb 
noch nicht sicher sein, dass diese auch autonom von den Landesparlamenten und 
den Landesregierungen genutzt werden. Zu sehr sind in Deutschland 16 unter-
schiedliche Regelungen als »Kleinstaaterei« verpönt. Die Bildungspolitik und die 
Versuche, einheitliche Bildungsstandards in der Kultusministerkonferenz durch-
zusetzen, bieten anschauliche Beispiele dafür, wie wenig letztlich von autonomen 
Spielräumen der Landespolitik übrig bleibt, wenn eine Koordination innerhalb 
des Bundesgebiets notwendig erscheint. Es besteht die begründete Gefahr, dass 
die vertikale durch die horizontale Politikverfl echtung, also die Kooperation der 
Länder untereinander (siehe Scharpf  1989), ersetzt wird. Fatal ist dabei, dass mit 
der freiwilligen Selbstkoordination der Länder nicht nur das Ziel einer autono-
meren Landespolitik torpediert wird. Es wird zusätzlich auch die Entscheidungs-
fähigkeit massiv erschwert, denn die horizontale Politikverfl echtung zwischen 
den Ländern erfordert einstimmige Entscheidungen von sechzehn Bundeslän-
dern. Im Vergleich dazu sind die Mehrheitserfordernisse für die Verabschiedung 
eines Zustimmungsgesetzes geradezu niedrig. Insgesamt ist daher die horizon-
tale Politikverfl echtung weder sonderlich effi zient noch innovativ. 

Dass die gemeinsame Koordinierung der Bundesländer in der Bildungspo-
litik kein Ausnahmefall ist und sich ähnliche Tendenzen für die neu übertrage-
nen Gesetzgebungskompetenzen abzeichnen, kann an der Diskussion um den 
Nichtraucherschutz anschaulich illustriert werden.9 Zunächst wurde monatelang 
auf  Bundesebene über einen entsprechenden Gesetzesentwurf  debattiert und 
bereits an der Formulierung eines Gesetzesentwurfs gearbeitet. Dann stellten 
Verfassungsexperten des Justizministeriums fest, dass der Bund seit der Föde-
ralismusreform zumindest im Bereich der Gaststätten gar keine Kompetenz für 
ein bundesweites Rauchverbot besitzt beziehungsweise dies mit gutem Grund 
angezweifelt werden kann, da mit der Föderalismusreform das Gaststättenrecht 
in die Länderhoheit überging. Nun mochte sich aber niemand vorstellen, dass in 
Niedersachsens Gaststätten geraucht werden kann, in Bayern dies aber verboten 

 8 Zu dieser Einschätzung kann man auch gelangen, wenn man die Liste der Regelungen betrach-
tet, in denen die Länder ein Jahr nach Inkrafttreten der Reform eigene Gesetze planen oder 
bereits verabschiedet haben (siehe Bundestagsdrucksache 16/8688: 9–11).

 9 Für den Strafvollzug fi nden sich in Leunig (2008) ebenfalls Belege für horizontale Koordination 
der Länder. 
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sein soll. Schließlich einigten sich die Ministerpräsidenten sowie die Gesund-
heitsminister von Bund und Ländern unter der Moderation von Kanzlerin Mer-
kel in mehreren Sitzungen auf  ein bundesweites Rauchverbot in Gaststätten. 
In der Zwischenzeit sind entsprechende Regelungen von allen Bundesländern 
verabschiedet, die im Detail kleinere Unterschiede erkennen lassen, aber im ei-
gentlichen Kern eine bundeseinheitliche Linie verfolgen. 

Nicht nur dieses Beispiel zeigt eindrücklich, wie stark in Deutschland der 
Wunsch nach einheitlichen Standards im Bundesgebiet verbreitet ist. Autono-
me Landeskompetenzen, die in der Folge zu unterschiedlichen Regelungen im 
Bundesgebiet führen, sind in Deutschland ausgesprochen unbeliebt: Mit ihnen 
werden nicht Vielfalt oder kreativer Gestaltungsspielraum verbunden, sondern 
Kleinstaaterei und ein föderaler Flickenteppich.10 Trotz wiederholter Versuche 
in der Vergangenheit, einen »Gestaltungsföderalismus« gesellschaftlich salon-
fähig zu machen, sehen die allermeisten Deutschen darin ein Hindernis ihrer 
Mobilität oder die Aufkündigung innerstaatlicher Solidarität. Die im Vergleich 
zu anderen europäischen Nationen spät gefundene nationale und staatliche Ein-
heit beschwor einen »kulturellen Nationalismus« (Scharpf  2007: 54, mit Verweis 
auf  Lehmbruch 2002), der durch die Teilung der beiden deutschen Staaten eher 
verfestigt wurde. Hierin liegt einer der Gründe, warum Deutschland als »ver-
kappter Einheitsstaat« (Abromeit 1992) oder »unitarischer Bundesstaat« (Hesse 
1962) angesehen werden kann.

Die Folgen für den Föderalismus bringt Scharpf  (2007: 53) auf  den Punkt: 
»Föderalismus mag wohl sein, aber er soll keinen Unterschied machen.« Für das 
deutsche Parteiensystem und die politische Kultur in Deutschland hat dies ent-
scheidende Konsequenzen. Im Vergleich zu Kanada oder der Schweiz existieren 
in Deutschland auf  Landesebene keine nennenswerten regionalen Parteien.11 
Dieselben Parteien, die sich auch in der Bundespolitik gegenüberstehen, konkur-
rieren in den Landtagswahlkämpfen miteinander. Bundes- und Landesparteien 
sind personell, programmatisch und auch materiell stark verfl ochten. Gleich-
zeitig kommt der Bundespolitik sowohl personell als auch inhaltlich eine domi-
nierende Stellung zu. Politische Diskussionen in den Medien beschränken sich 
überwiegend auf  bundespolitische Themen. Die Bürger, ebenso wie Verbände, 
Vereine und Lobbyisten, adressieren ihre politischen Fragen und Forderungen 

 10 Davon unabhängig mag das Beispiel des Nichtraucherschutzes kein gelungenes Beispiel für eine 
intelligente dezentralisierte Politik sein. Betrachtet man jedoch die neuen Länderkompetenzen 
näher, gibt es darunter nur sehr wenige Politikbereiche, in denen ein »Gestaltungsföderalismus« 
aufgrund regional unterschiedlicher Bedürfnisse sinnvoll erscheint.

 11 Schafften andere als die auf  Bundesebene etablierten Parteien den Einzug in die Landtage, 
dann hielten sie sich dort in der Regel nur für eine Legislaturperiode (beispielsweise die Schill-
Partei oder die STATT-Partei in Hamburg).
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ganz selbstverständlich an die Bundesebene. Innerhalb dieses über Jahr zehnte 
gewachsenen politischen Systems könnte womöglich selbst eine umfassende 
Kom petenzverlagerung an der Funktionsweise des deutschen Bundesstaats nur 
wenig verändern: »Aus einer Verlagerung einzelner Kompetenzen auf  die Län-
der … erfolgt noch kein Paradigmenwechsel im ›Ranking‹ von Bundes- und 
Landespolitik(ern)« (Münch 2006: 4).12

4.3 Auswirkungen der Reform in Hinblick auf  Konsequen-
zen von Divided-Government-Konstellationen

Eine deutliche Ausweitung der Handlungsmöglichkeiten des Bundes war eines 
der Hauptziele der Föderalismusreform, die mit einer deutlichen Reduzierung 
des Anteils zustimmungspfl ichtiger Gesetze erreicht werden soll. Wie das Ka-
pitel 3 gezeigt hat, muss eine Bundesregierung vor allem bei einer deutlichen 
Dominanz der Opposition im Bundesrat inhaltlich stark von ihren Politikvor-
stellungen abweichen, um sich die notwendige Zustimmung des Bundesrates zu 
sichern. Im Ergebnis wurden damit zwischen 1976 und 2005 fast 90 Prozent al-
ler Zustimmungsgesetze, die unter klaren oppositionellen Bundesratsmehrheiten 
beschlossen wurden, von der Opposition im Bundestag mitgetragen, das heißt, 
es kam zu einem vor- beziehungsweise nachgelagerten Kompromiss. Lediglich 
45 Gesetze konnten unter dieser Konstellation letztlich gegen den Widerstand 
der großen Oppositionspartei verabschiedet werden. Eine substanzielle Reduk-
tion der Zustimmungsbedürftigkeit würde somit aller Voraussicht nach zu einer 
deutlichen Verbesserung der Entscheidungsautonomie auf  Bundesebene beitra-
gen. Doch wie stark wird dieser Entlastungseffekt tatsächlich sein?

Wie sich die Föderalismusreform auf  den Anteil zustimmungspfl ichtiger Ge-
setze auswirken könnte, ist erstmals kurz vor der Verabschiedung der Reform 
in einer Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages abgeschätzt 
worden. Diese Studie untersucht kontrafaktisch, um welche Prozentzahl sich 
die Zustimmungsgesetze in der 14. und 15. Legislaturperiode verringert hätten, 
wenn die mit der Föderalismusreform angestrebten Neuregelungen der Zu-
stimmungspfl icht schon seit 1998 gegolten hätten (Georgii/Borhanian 2006). 
Das zentrale Ergebnis der Studie lautet, dass die mit der Föderalismusreform 

 12 Gegenargumente dazu fi nden sich in Sturm (2008), der argumentiert, dass der deutsche Födera-
lismus seit der Widervereinigung seinen unitarischen Charakter verliert (siehe auch Sturm 1999) 
und zunehmend asymmetrische Tendenzen aufweist. Die Föderalismusreform, so Sturm, wird 
diese Trends verstärken. 
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vorgeschlagenen veränderten Zustimmungsbestimmungen den Anteil der Zu-
stimmungsgesetze in der 14. und 15. Legislaturperiode in etwa halbiert hätten 
(von 55 auf  26 Prozent in der 14. und von 51 auf  24 Prozent in der 15. Le gis-
laturperiode).13 Die Befunde dieser Studie scheinen also zunächst jene zu bestä-
tigen, die von der Föderalismusreform eine deutliche Stärkung der autonomen 
Handlungsmöglichkeiten der Bundesregierung erwarten. Vor diesem Hinter-
grund wurde die Studie auch als Argumentationsbasis der Reformbefürworter 
bei der parlamentarischen Debatte der Föderalismusreform verwendet. 

Der Untersuchungsauftrag des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundesta-
ges war darauf  beschränkt, die hypothetischen Veränderungen bei der Zustim-
mungspfl icht anhand der Untersuchung der Gesetze der letzten zwei Legisla-
turperioden zu ermitteln. Die reine Auszählung von Gesetzen lässt jedoch nur 
sehr eingeschränkt Prognosen zu, ob die Erwartungen bezüglich einer höheren 
Gestaltungsautonomie des Bundes auch tatsächlich eintreffen. Zwei Punkte, die 
im Folgenden ausführlicher betrachtet werden, sind dabei von besonderer Be-
deutung. Erstens muss für eine differenzierte Aussage untersucht werden, ob 
die prognostizierte Halbierung des Zustimmungserfordernisses sich auch auf  
politisch relevante und umstrittene Gesetzesinitiativen bezieht. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang auch, in welchen Politikbereichen der Bund aller Vor-
aussicht nach stark entlastet wird und in welchen Bereichen kaum nennenswer-
te Effekte zu erwarten sind (Abschnitt 4.3.1). Zweitens muss man sich grund-
sätzlich die Frage stellen, in welchem Maße die von der Studie prognostizierte 
starke Reduktion des Anteils der Zustimmungsgesetze tatsächlich realistisch ist 
oder auf  eher unrealistischen Annahmen beruht (Abschnitt 4.3.2). So wurde 
beispielsweise bereits in der Expertenanhörung von Bundestag und Bundesrat 
von Prof. Christoph Möllers, Prof. Ursula Münch, Prof. Hans Meyer und Prof. 
Fritz Scharpf  Kritik an den Annahmen der Studie geäußert und vor deren unre-
fl ektierten Interpretation gewarnt.14 

 13 Nach meinen Berechnungen liegt der Gesamtanteil der potenziellen Zustimmungsgesetze tat-
sächlich bei etwa 27 Prozent. Die entsprechenden Prozentzahlen von 25,8 (14. Legislaturperi o-
de) und 24 Prozent (15. Legislaturperiode) kommen zustande, weil der Wissenschaftliche Dienst 
bei der Ermittlung der Zustimmungsquote 17 Gesetze nicht berücksichtigt hat, die nach Artikel 
84 Absatz 1 n. F. zwar nicht mehr zustimmungspfl ichtig sind, jedoch dessen ungeachtet durch 
den neuen Zustimmungstatbestand von Artikel 104a Absatz 4 n. F. zustimmungspfl ichtig ge-
worden wären (vgl. Abschnitt 4.1.2.1). Wegen dieses Rechenfehlers der Studie liegt die korrek-
te hypothetische Zustimmungsquote für die 14. Legislaturperiode nicht bei 25,8, sondern bei 
27,2 Prozent, für die 15. Legislaturperiode nicht bei 24, sondern bei 26,5 Prozent. Berechnet man 
für beide Legislaturperioden einen Durchschnitt, ergibt sich eine Quote von 26,9 Prozent.

 14 Vergleiche dazu die öffentliche Sachverständigenanhörung von Innen- und Rechtsausschuss 
des Bundesrates und des Rechtsausschusses des Bundestages am 15. Mai 2006 (im Internet 
unter <www.bundestag.de/parlament/gremien/foederalismus/audio/01/index.html>).
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Darüber hinaus existieren seit der Verabschiedung der Reform erste empiri-
sche Auswertungen über den Einfl uss der Neuregelungen auf  die Zustimmungs-
bedürftigkeit (Höreth 2007, 2008; Risse 2007; Zohlnhöfer 2008). Der Anteil der 
Zustimmungsgesetze lag ein Jahr nach Verabschiedung der Reform bei 42,2 Pro-
zent (die Zahl bezieht sich auf  Angaben der Bundesregierung, siehe Drucksache 
16/8688: 2). Inwieweit diese Reduktion nun die Erwartungen, die an die Reform 
geknüpft wurden, erfüllen oder nicht, ist Gegenstand wissenschaftlicher Ausei-
nandersetzungen. Einen Überblick über den Debattenstand und damit über die 
ersten empirischen Befunde der Reform in Bezug auf  die Zustimmungspfl icht 
gibt der Abschnitt 4.3.3.

4.3.1 Erweiterte Handlungsmöglichkeiten der Bundesregierung durch 
verringerte Zustimmungstatbestände?

Mit der folgenden weiterführenden quantitativen Auswertung der Studie des Wis-
senschaftlichen Dienstes geht es um eine fundiertere Einschätzung der Frage, wo 
die Bundesregierung in Zukunft substanziell ihre autonome Entscheidungsfähig-
keit ausweiten kann. Dazu werde ich die Veränderung der Zustimmungspfl icht 
nach Politikfeldern ausweisen und untersuchen, ob eher zwischen Regierung 
und Opposition strittige oder unstrittige Gesetzesvorhaben von einer Ände-
rung der Zustimmungspfl icht betroffen gewesen wären. Damit greife ich einen 
möglichen Einwand gegen die positive Interpretation der Reform auf, nämlich 
dass die Reform nur relativ unwichtige Gesetzesmaterie betreffen könnte. Für 
die entsprechenden Analysen habe ich die Angaben über die hypothetische Ver-
änderung der Zustimmungspfl ichtigkeit aus der Ausarbeitung des Wissenschaft-
lichen Dienstes in den in Kapitel 3.4.3 beschriebenen Datensatz zur Deutschen 
Gesetzgebungstätigkeit zwischen 1976 und 2005 integriert. 

Vor der empirischen Auswertung soll kurz auf  die methodischen Besonder-
heiten eingegangen werden, die mit der gewählten Vorgehensweise des Wissen-
schaftlichen Dienstes verbunden sind. Ein kontrafaktisches Szenario, das die 
Geltung der Föderalismusreform als Gedankenspiel um acht Jahre vorverlegt 
und danach fragt, welche Gesetze von 1998 bis 2005 zustimmungsfrei gewesen 
wären, wenn die Reform bereits seit Beginn der 14. Legislaturperiode gegolten 
hätte, unterstellt notwendigerweise »ansonsten gleiche« Bedingungen. So wie die 
Reform bei einer solchen Vorgehensweise zeitlich vorverlegt wird, so werden 
zugleich die besonderen Bedingungen der 14. und 15. Legislaturperiode zeitlich 
fest- beziehungsweise fortgeschrieben. Damit werden nicht nur zum Beispiel 
die besonderen wirtschaftlichen und politischen Kontextparameter dieser Legis-
laturperioden als konstant angenommen. Insbesondere wird auch von einer 
strate gischen Anpassung der Akteure an die nun veränderten Zustimmungs-
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regeln abgesehen.15 Damit wird beispielsweise unterstellt, dass die im dritten Kapitel 
der Arbeit geschilderten Konsequenzen einer bestimmten Mehrheitskonstellation 
für das strategische Akteurverhalten auch bei der Geltung der  Reform gegolten hät-
ten. Genau dies ist natürlich eine unrealistische Annahme, denn gerade unter starken 
oppositionellen Bundesratsmehrheiten, die in der gesam ten 15. und in Teilen der 14. 
Legislaturperiode anzutreffen waren, wählen die Akteure je nachdem, ob es sich um 
ein Einspruchs- oder ein Zustimmungsgesetz handelt, unterschiedliche Strategien. 
Für einige Auswertungen erwachsen aus dieser unrealistischen Annahme Kompli-
kationen, auf  die ich in den entsprechenden Analysen hinweisen werde (siehe dazu 
ausführlicher Burkhart/Manow 2006c: 3–4).

Der zentrale Befund der Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des Bun-
destages lautet, dass der Anteil der Zustimmungsgesetze für die vergange-
nen beiden Legislaturperioden bei Geltung der Reform von über 50 auf  etwa 
27 Prozent der Gesetze gesunken wäre (siehe Fußnote 113). Um den Reform-
effekt genauer abschätzen zu können, muss man wissen, welche der bisher zu-
stimmungspfl ichtigen Gesetze nach der Reform voraussichtlich ihre Zustim-
mungspfl icht verlieren. Das Gleiche gilt für die Gesetze, die erst durch die neuen 
Regelungen zustimmungspfl ichtig werden. Welche Politikfelder sind in beiden 
Fällen besonders betroffen und wie parteipolitisch umstritten werden die  zuvor 

 15 Siehe auch die einschränkenden Anmerkungen in der Studie des Wissenschaftlichen Dienstes 
des Bundestages: »Unberücksichtigt bleibt das hypothetische Verhalten der an der Gesetzge-
bung Beteiligten angesichts einer anderen Verfassungslage« (Georgii/Borhanian 2006: 31).

Tabelle 4-1 Bisherige und hypothetische Zustimmungsquoten nach Konfl iktintensität

Konfl iktintensität von 
Gesetzen

Vergangene 
Zustimmungs-
quote in % 
(Anteil)

Zustimmungs-
quote gemäß 
Neuregelung 
in % (Anteil)

Reduktion der 
Zustimmungs-
quote in %

Alle vom BT in dritter Lesung 
konsensual verabschiedeten 
Gesetze

56
(371/663)

27,5
(182/663)

50,9

Alle im BT in dritter Lesung 
kontrovers verabschiedeten 
Gesetze

47,8
(141/295)

25,8
(76/295)

46,0

Alle Gesetze, bei denen 
der Vermittlungsausschuss 
angerufen wurde

57,1
(100/75)

32,0
(56/175)

44,0

Nicht verkündete 
Zustimmungsgesetze

100
(14/14)

36,0
(5/14)

64,0

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Georgii und Borhanian (2006).
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zustimmungspfl ichtigen und nun zustimmungsfreien Gesetze sowie die nun 
erstmalig zustimmungspfl ichtigen Gesetze vermutlich sein? 

Für eine Beantwortung dieser Fragen wird zunächst der Anteil der  Gesetze 
aus der 14. und 15. Legislaturperiode berücksichtigt, deren parteipolitische Um-
strittenheit sich an einem ablehnenden Oppositionsvotum bei der 3.  Lesung 
im Bundestag ablesen lässt.16 Wie aus Tabelle 4-1 hervorgeht, wird die Zustim-
mungspfl icht für 46 Prozent dieser kontrovers verabschiedeten Gesetze gesenkt 
(die Zustimmungsquote sinkt von 48 auf  26 Prozent). Verglichen mit den kon-
sensual verabschiedeten Gesetzen fällt die Zustimmungsreduktion damit etwas 
geringer aus (bei den unkontroversen Gesetzen wären 51 Prozent der Zustim-
mungsgesetze bei Geltung der Regelung nicht mehr zustimmungspfl ichtig gewe-
sen). Die Zustimmungspfl icht wird also bei kontroversen Gesetzen zwar nicht 
halbiert (wie dies für nicht kontroverse Gesetze gemäß der Studie gilt), aber 
dennoch wäre ein deutlicher Gewinn an Gestaltungsspielraum für die Regierung 
auch für parteipolitisch umstrittene Gesetze zu verzeichnen. 

Den grundsätzlich gleichen Befund erhält man, wenn der parteipolitische 
Konfl ikt nicht über das oppositionelle Abstimmungsverhalten im Bundestag, 
sondern über die Wahrscheinlichkeit, mit der die Opposition anlässlich einer 
Gesetzesinitiative den Vermittlungsausschuss anruft, ermittelt wird. Auch hier 
fällt die Reduktion der Zustimmungspfl icht im Vergleich zu konsensual ver-
abschiedeten Gesetzen unterdurchschnittlich aus: Für 44 Prozent dieser Ge-
setze, für die bisher die Zustimmung des Bundesrates zwingend war, würde 
die Zustimmungspfl icht entfallen. Bei gescheiterten oder nicht abgeschlossenen 
Zustimmungsgesetzen sinkt die Zustimmungspfl icht hingegen weit überdurch-
schnittlich. Dieser Befund beruht allerdings auf  einer sehr geringen Fallzahl, da 
in dem Betrachtungszeitraum lediglich insgesamt vierzehn aller zunächst vom 
Bundestag gebilligten Zustimmungsgesetze nicht zustande gekommen sind. 
Neun dieser Gesetze, also 64 Prozent, wären bei einer Gültigkeit der Reform 
nicht zustimmungspfl ichtig gewesen.

Von der Neuregelung der Zustimmungspfl ichtigkeit sind verschiedene Poli-
tikbereiche unterschiedlich stark betroffen. In welchen Politikbereichen ist mit 
den größten, wo mit eher geringen Entlastungseffekten zu rechnen? Eine ge-
naue Übersicht über die politikfeldspezifi schen Entfl echtungseffekte bietet Ab-
bildung 4-1. Kaum betroffen wäre nach Grundlage des Gutachtens der Bereich 

 16 Hier fi ndet sich ein erstes methodisches Problem der Analyse. In den Berechnungen muss 
unberücksichtigt bleiben, dass gerade für Zustimmungsgesetze bei oppositionellen Bundesrats-
mehrheiten, wie sie in der 15. Legislaturperiode durchgängig vorlagen, die Wahrscheinlichkeit 
ablehnender Oppositionsvoten im Bundestag durch vorgelagerte parteipolitische Kompro-
misse verringert ist (vgl. Kapitel 3.4.3). Für die Analyse könnte es daher zu systematischen 
Schätzfehlern kommen.
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Finanzen, wo lediglich 12 Prozent der bisher zustimmungspfl ichtigen Gesetze 
zu Einspruchsgesetzen würden. Da eine Neuordnung der föderalen Finanz-
beziehungen bewusst von der Föderalismusreform ausgeklammert wurde und 
damit auch die Zustimmungspfl ichtigkeit in der Steuerpolitik nach Artikel 105 
Absatz 3 GG unberührt bleibt, überrascht dieser Befund nicht.17 Für seine Be-
wertung ist es allerdings von Bedeutung, dass dieser Bereich traditionell von be-
sonders hoher Konfl iktintensität zwischen Regierung und Opposition geprägt 
ist. Eine deutliche Entlastung beziehungsweise Entfl echtung würde die Reform 
hingegen für die ebenfalls hoch umstrittenen Bereiche Gesundheit, Soziales 
und Wirtschaft bringen. Geht man von den – durchaus problematischen (siehe 
Abschnitt 4.3.2) – Prämissen der Studie des Wissenschaftlichen Dienstes aus, 
wären beispielsweise bei der Geltung der Reformvorschläge in der 14. Legis-
laturperiode nur 4 der insgesamt 27 zustimmungspfl ichtigen Gesetze aus dem 
Bereich Gesundheit zustimmungspfl ichtig gewesen.

Der Reduktion der Zustimmungserfordernisse aufgrund der Neuregelung 
des Artikels 84 Absatz 1 steht jedoch der komplett neue und umstrittene Zu-
stimmungstatbestand, der in Artikel 104 Absatz 4 geregelt werden soll, entge-
gen. Betrifft diese neue Regelung eventuell insbesondere kontroverse Gesetze? 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass in den vergangenen zwei Legis-
laturperioden insgesamt 48 Gesetze unter diesen neuen Tatbestand gefallen wä-
ren. Diese Zahl ist stark abhängig von der Auslegung der Neuregelung (siehe 
dazu die Ausführungen im folgenden Abschnitt). Doch auch unabhängig von 
der Frage, wie die Zahl dieser neu zustimmungspfl ichtigen Gesetze durch die 
Studie des Wissenschaftlichen Dienstes geschätzt wurde, zeigt eine Betrachtung 
ihrer Konfl iktintensität, dass es sich aller Voraussicht nach bei diesen Gesetzen 
überdurchschnittlich oft um kontroverse Gesetze handeln wird. Im Durchschnitt lag 
der Anteil der umstrittenen Gesetze (operationalisiert über eine Ablehnung der 
großen Oppositionspartei bei der dritten Lesung im Bundestag) im Untersu-
chungszeitraum bei 31 Prozent.18 Dieser Anteil liegt deutlich höher, nämlich bei 
56 Prozent, wenn man nur die Gesetze betrachtet, für die der neu formulierte 
Artikel 104 einschlägig sein soll.19 

 17 Die Bundesregierung plant nach eigenen Angaben keine Änderung anderer Zustimmungstat-
bestände im Zuge der Föderalismusreform II (so die Antwort auf  die große Anfrage der FDP 
zu den Auswirkungen der Föderalismusreform, Bundestagsdrucksache 16/8688).

 18 Dieser erhöht sich jedoch auf  40 Prozent, wenn man die in aller Regel unkontrovers verabschie-
deten Gesetze aus dem Bereich der Völkerrechtlichen Vereinbarungen, die weit überwiegend 
lediglich Ratifi kationsgesetze darstellen, nicht in die Analyse einbezieht.

 19 Hierbei ist anzumerken, dass genau für die Hälfte dieser Gesetze andere Zustimmungserfor-
dernisse greifen würden, diese also auch ohne die neuen Regelungen des Artikels 104 zukünftig 
zustimmungspfl ichtig wären. Zusätzlich wäre ohne die Reform ein weiterer Teil wegen der alten 
Zustimmungsregelung nach Artikel 84 Absatz 1 zustimmungsbedürftig. Insgesamt würden nach 
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4.3.2 Ist eine deutliche Reduktion der Zustimmungspfl icht realistisch?

Im vorangegangenen Abschnitt wurden die Annahmen, auf  denen die vom Wis-
senschaftlichen Dienst ermittelten Zahlen zur Verringerung der Zustimmungs-
pfl icht basieren, übernommen. Für eine verlässliche Prognose über die tatsäch li-
che Reduktion der Zustimmungspfl icht ist es aber unerlässlich, die in der Studie 
gemachten Annahmen kritisch zu überprüfen. So ist in der Gesetzesbegrün-
dung zum Entwurf  der Föderalismusreform die Reduktion der Quote zustim-
mungspfl ichtiger Gesetze von der Ministerialbürokratie deutlich konservativer 
geschätzt worden. Demnach läge der Anteil der Zustimmungsgesetze zukünftig 
bei etwa 35 bis 40 Prozent (und nicht 25 Prozent) – ein erster Hinweis darauf, 
dass das Szenario des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages womöglich 
zu optimistisch ausgefallen ist. Ein Anteil der Zustimmungsgesetze an allen Ge-
setzen von etwa 35 bis 40 Prozent, also eine Verringerung der jetzigen Anzahl 
der Zustimmungsgesetze um 10 bis 20 Prozentpunkte, erscheint realistischer, 
auch wenn entsprechende Prognosen wegen zahlreicher Unsicherheitsfaktoren 
nur unter Vorbehalt getroffen werden können. Dies liegt an zwei problema-
tischen Grundannahmen der Studie, die zu systema tischen Fehleinschätzungen 
in der hypothetischen Quote der Zustimmungsbedürftigkeit führen. Erstens 
wird in der Studie der Anteil der durch die Regelungen des Artikels 84 Ab-
satz 1 zustimmungsfreien Gesetze (die ohne eine Neuregelung weiterhin zu-
stimmungsbedürftig geblieben wären) systematisch überschätzt. Zweitens könnte 
je nach Auslegung des Artikels 104a Absatz 4 durch die Rechtsprechung die 
Auswirkung des neuen Zustimmungstatbestands in dem Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes systematisch unterschätzt worden sein.20

Zunächst zur ersten These, wonach die Studie Gefahr läuft, die Verringe-
rung der alten Zustimmungstatbestände wegen der Neureglung des Artikels 84 
Absatz 1 n. F. zu überschätzen. Die grundlegende, dabei aber durchaus proble-
matische Annahme von Georgii und Borhanian lautet, dass der Bundesgesetz-
geber grundsätzlich für alle Gesetze, die bislang nach Artikel 84 Absatz 1 zu

den Berechnungen des Wissenschaftlichen Dienstes lediglich 7 der 48 Gesetze (16 Prozent), für 
den der Artikel 104a Absatz 4 einschlägig ist, von Einspruchsgesetzen zu Zustimmungsgeset-
zen umgewandelt. Obwohl diese Angaben mit guten Gründen (siehe Abschnitt 4.3.2) als zu 
niedrig angesehen werden kann, liegt der Grad der Konfl iktintensität auch für diese Gesetze mit 
57 Prozent überdurchschnittlich hoch.

 20 Dies ist nicht unbedingt dem Wissenschaftlichen Dienst anzulasten. Die unklaren Regelun-
gen des Artikels 104a durch den Gesetzgeber haben zur Folge, dass die Autoren Auslegungen 
über den Anwendungsbereich treffen mussten, die im Gutachten ausführlich dargelegt worden 
sind. Ob diese in der Praxis eintreffen, ist Spekulation und wird von einigen Experten stark 
angezweifelt. Andere Interpretationen führen zwangsläufi g zu anderen Szenarien, die hier kurz 
skizziert werden sollen.
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stimmungspfl ichtig waren, zukünftig den Ländern das Recht zur Abweichung in 
Verfahrensregeln zubilligt.21 Dies ist eine gewagte Annahme. Der Bundesgesetz-
geber besaß auch bislang schon die Möglichkeit, ein Gesetz durch den Verzicht 
auf  Ausführungsbestimmungen oder durch eine Teilung des Gesetzes in einen 
materiell-rechtlichen, zustimmungsfreien und einen verfahrensrecht lichen, zu-
stimmungspfl ichtigen Teil zustimmungsfrei zu belassen (vgl. Gernot 1982). Die 
letztgenannte Möglichkeit wurde sogar in jüngster Vergangenheit durch das Bun-
desverfassungsgericht in dem Urteil über die eingetragene Lebens partnerschaft 
höchstrichterlich abgesichert (BVerfG, 1 BvF 1/01 vom 17. Juli 2002).22 

Wenn der Gesetzgeber von diesen Möglichkeiten bisher keinen oder nur 
sehr wenig Gebrauch gemacht hat, so muss man annehmen, dass er dafür gute 
Gründe hatte – und dies umso mehr, als der Anreiz, einen möglichst hohen 
Anteil der Gesetze zustimmungsfrei zu halten, ja gerade in Zeiten eines von 
der Opposition beherrschten Bundesrates besonders stark gewesen sein sollte. 
Sicherlich lassen sich die materiell-substanziellen und die rein verfahrensrechtli-
chen Regelungen in einem Gesetz oft nicht sinnvoll voneinander trennen. Doch 
gerade wenn eine solche Trennung nicht möglich ist, »steht und fällt« die mate-
rielle Regelung in vielen Fällen mit den Verfahrensvorschriften, die der Bundes-
gesetzgeber in den Gesetzestext aufnimmt. Dieter Grimm, Sachverständiger der 
Föderalismuskommission, sagte diesbezüglich in einem Interview: 

Wir begegnen immer häufi ger Gesetzen, die sehr komplizierte Gegenstände regeln oder gan-
ze Sozialbereiche im Blick auf  die Zukunft umgestalten und deswegen nicht so  präzise 
formuliert werden können, dass die Länderverwaltungen sie nur noch umsetzen müssen. 
Sie lassen erhebliche Gestaltungsspielräume. Was die Norm inhaltlich bedeutet, vollen-
det sich dann erst Schritt für Schritt im Vollzug. Der endgültige Gesetzesinhalt wird unter 
diesen Umständen vom Verfahren mitbestimmt. Das Verwaltungsverfahren ist ergebnisrelevant. 
Daher muß der Bundesgesetzgeber auch darauf  Einfl uß nehmen können.    
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. November 2004: 8, eigene Hervorhebung)

Es erscheint also realistisch anzunehmen, dass der Gesetzgeber in der Vergan-
genheit oftmals ein politisch substanzielles Interesse an der Regelung der Ver-
fahrensvorschriften gehabt hat und eben deswegen von der ihm ja grundsätzlich 
offen stehenden Möglichkeit zum Verzicht auf  Verfahrensregeln häufi g keinen 
Gebrauch gemacht hat. Warum sollte das in Zukunft grundsätzlich anders sein 
– wie die Studie des Wissenschaftlichen Dienstes annimmt? 

 21 »Dabei wird unterstellt, dass von der Möglichkeit nach dem neuen Artikel 84 Abs. 1 Satz 4 GG, 
das Verwaltungsverfahren ohne Abweichungsmöglichkeit für die Länder zu regeln, kein Ge-
brauch gemacht worden wäre« (Georgii/Borhanian 2006: 3).

 22 Einige Staatsrechtler sehen in diesem Urteil sogar einen Hinweis darauf, dass das Bundesverfas-
sungsgericht die von ihm aufgestellte »Einheitstheorie« in Zukunft aufweichen oder einschrän-
ken könnte (siehe beispielsweise Meyer 2006).
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Genau deswegen kann nicht bei allen Gesetzen, deren Zustimmungspfl ich-
tigkeit bislang auf  der Regelung in Artikel 84 Absatz 1 beruhte, davon ausge-
gangen werden, dass der Bund zukünftig kein Interesse an einer bundesweit 
einheitlichen Regelung mehr haben sollte. Die diesbezügliche Annahme der 
Studie des Wissenschaftlichen Dienstes erscheint unrealistisch. Der unterstellte 
komplette Verzicht auf  ein Verbot von länderspezifi schen Abweichungsmög-
lichkeiten stellt kein realistisches, sondern ein extremes Szenario dar, das in der 
Konsequenz die Reduktion der Zustimmungspfl icht systematisch überschätzt. 
Es wird also auch in Zukunft wegen der Interessenlage des Bundes in einer 
unbestimmten Anzahl von Fällen zu verbindlichen Verfahrensregeln kommen, 
die dann aber auch wieder die Zustimmungspfl icht auslösen. Schon in der Be-
gründung des Gesetzestextes ist zu lesen, dass »Regelungen des Umweltverfah-
rensrechts regelmäßig einen Ausnahmefall« (Bundesratsdrucksache 178/06: 35) 
in diesem Sinne darstellen sollen. Die bezeichnende Formulierung vom »regel-
mäßigen Ausnahmefall« zeigt bereits an, dass die Annahme, der Bund werde den 
Ländern grundsätzlich immer das Recht zur Abweichungsgesetzgebung zubil-
ligen, schwerlich haltbar ist. Damit wird auch eine Halbierung des Anteils der 
Zustimmungsgesetze unrealistisch.

In der Studie des Wissenschaftlichen Dienstes steht, so die zweite These, 
der systematischen Überschätzung der Entlastungseffekte durch die Neurege-
lung des Artikels 84 die systematische Unterschätzung der Zustimmungspfl icht 
durch den neu geschaffenen Zustimmungstatbestand des Artikels 104a Absatz 
4 GG gegenüber. Dieser Artikel verlangt die Zustimmung der Länderkammer 
zu Gesetzen, die Pfl ichten der Länder zur Erbringung von Geldleistungen, geld-
werten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienstleistungen gegenüber Dritten 
begründen, wenn daraus entstehende Ausgaben von den Ländern zu tragen 
sind. Damit kann es vorkommen, dass Gesetze, die bisher ohne die Zustimmung 
des Bundesrates verabschiedet werden konnten, zukünftig der Zustimmung der 
Länderkammer bedürfen. Beispielsweise wäre das Tagesbetreuungsausbau gesetz 
der 15. Legislaturperiode, welches gegen den Einspruch der Länder verabschie-
det wurde, unter diesen neuen Zustimmungstatbestand gefallen.23 

Die neue Regelung des Artikels 104a Absatz 4 hatte in der ursprünglichen 
Formulierung des Gesetzes hinsichtlich ihrer Klarheit »auch nicht annähernd 
die Qualität, die man mit Recht von einer Verfassungsnorm erwarten kann« 
(Meyer 2006: 9). Doch auch in der geänderten Fassung bleiben viele Unklarhei-
ten über die Auslegung und den Anwendungsbereich des Gesetzestextes weiter 

 23 Nach Ansicht der Länder war dieses Gesetz allerdings auch schon nach den alten Regelungen 
(nämlich gemäß Art. 84 Abs. 1) ein Zustimmungsgesetz. Dies ist einer der Fälle für einen zwi-
schen Bundestag und Bundesrat umstrittenen Status von Gesetzen.
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bestehen. Doch genau von der Auslegung des Anwendungsbereiches hängt es 
ab, wie stark und unter welchen Umständen der neue Zustimmungstatbestand 
greift. Damit ist unklar, wie viele Gesetze unter den neuen Zustimmungstat-
bestand fallen werden. Die beschlossene Ausweitung der Norm auf  »vergleich-
bare Dienstleistungen« könnte den Anwendungsbereich erheblich und »un-
kalkulierbar« (Meyer 2006: 8) ausdehnen. Weiterhin stellt die Begründung des 
Gesetzes textes nur auf  ein Zustimmungserfordernis bei »erheblichen Kosten-
belastungen der Länder« ab (Bundesratsdrucksache 178/06: 44, mit Bezug auf  
die Koalitions vereinbarung vom 18. November 2005). Davon ist allerdings im 
Gesetzes text nichts zu lesen und es ist unklar, wie das Bundesverfassungsgericht 
in einem Streitfall entscheiden wird. In diesem Zusammenhang ist eine dritte 
Befürchtung gravierend: Während für Bundesgesetze, die Geldleistungen ge-
währen, der Bund ausdrücklich in Artikel 104a Absatz 3 Satz 1 ermächtigt wird, 
die Ausgaben zu tragen, fehlt diese Ermächtigung für geldwerte Sachleistungen 
und vergleichbare Dienstleistungen.24 

Die Auswirkungen der Neuregelung auf  den Handlungsspielraum des Bun-
des hängen damit von zahlreichen Unsicherheitsfaktoren und der Auslegung 
des Artikels in der Rechtsprechung ab. Im für den Bund besten Fall werden nur 
Regelungen betroffen sein, die zu erheblichen Kostenfolgen für die Länder 
führen und die den Tatbestand der geldwerten Sachleistungen und vergleich-
baren Dienstleistungen eng defi nieren. Außerdem könnte sich in einem solchen 
Szenario der Bund, würde das Bundesverfassungsgericht die Möglichkeit einer 
Vollfi nanzierung auch für geldwerte Sachleistungen und vergleichbare Dienst-
leistungen anerkennen (was sehr fraglich ist), von dem Zustimmungserfordernis 
komplett »freikaufen«, indem er alle Kosten übernimmt. Dies führt natürlich zu 
Anreizen für die Länder, ihr Zustimmungsrecht dahingehend zu nutzen, den 
Bund zu einer Vollfi nanzierung zu drängen.25 

Im für den Bund schlechtesten Fall wird der Tatbestand der geldwerten Sach-
leistungen und vergleichbaren Dienstleistungen allerdings sehr weit gefasst und 
würde dann bedeutend mehr Gesetze betreffen, als die Studie des Wissenschaft-
lichen Dienstes annimmt. Gleiches gilt für den Fall, dass nicht nur bedeutende 
Kostenfolgen berücksichtigt werden, sondern, wie es im Gesetzestext steht, le-
diglich darauf  abgestellt wird, ob Ausgaben von den Ländern zu tragen sind. 
Wird weiterhin die volle Finanzierung von geldwerten Sachleistungen und ver-
gleichbaren Dienstleistungen gar nicht gestattet, da eine solche Regelung ja ex-

 24 Der Artikel 104a Absatz 1 stellt klar, dass Bund und Länder jeweils die Ausgaben, die sich aus 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, selbst zu tragen haben. Von dieser Regelung kann 
nach dem Wortlaut des Artikels 104a Absatz 1 nur dann abgewichen werden, wenn »dieses 
Grundgesetz nichts anderes bestimmt«. 

 25 Ich danke Prof. Hans Meyer, der mich auf  diesen Aspekt aufmerksam gemacht hat.
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plizit nicht in den Artikel 104a Absatz 3 Satz 1 mit aufgenommen wurde, gewährt 
man den Bundesländern für diese beiden Sachverhalte ein Vetorecht eben nicht 
zum Schutz ihrer Finanzen. Vielmehr könnte das Vetorecht dann dazu genutzt 
werden, das Gesetz als Ganzes zu verhindern oder für Kopplungsgeschäfte auf  
anderen Feldern zu nutzen. Damit würde für die betreffenden Tatbestände »eine 
Zustimmungsbedürftigkeit ohne rechtfertigende Anknüpfungspunkte statuiert, 
die der fortbestehenden Systematik des Art. 84 Abs. 1, 104a Abs. 1 widerspricht« 
(Möllers 2006: 4). In der Konsequenz würde dann genau das, was man durch die 
Neuformulierung von Artikel 84 Absatz 1 verhindern wollte, an anderer Stelle 
in die Verfassung geschrieben.

Die Tatsache, dass auf  diese Schwierigkeit schon in der Föderalismuskom-
mission und später in den Anhörungen und Stellungnahmen immer wieder hin-
gewiesen wurde, lässt nur den Schluss zu, dass eine eindeutige Klärung dieses 
Sachverhalts politisch nicht durchzusetzen war und in der Konsequenz eine 
eindeutige Beschneidung der Blockademacht über den politischen Gehalt einer 
den Artikel 104a Absatz 4 betreffenden Regelung (zumindest für geldwerte 
Sachleistungen und vergleichbare Dienstleistungen) nicht gewollt war. Da eine 
eindeutige Klärung dieses Sachverhalts immer wieder angemahnt, aber nicht 
realisiert wurde, kann man kaum darauf  hoffen, dass das Bundesverfassungs-
gericht eine für den Bund vorteilhafte Auslegung vornimmt. Anderenfalls muss 
man befürchten, dass ambitionierte Ministerpräsidenten durch diese Regelung 
versuchen werden, ihren verringerten Einfl uss aufgrund der Neufassung von 
Artikel 84 Absatz 1 zu kompensieren (Münch 2006: 4).

4.3.3 Erste empirische Befunde

Wie im letzten Abschnitt ausgeführt, sind die Prognosen über die Reduktion der 
Zustimmungspfl icht aufgrund des Gutachtens des Wissenschaftlichen Dienstes 
durch die Föderalismusreform mit zahlreichen Problemen behaftet. Obwohl das 
Inkrafttreten der Föderalismusreform noch nicht lange zurückliegt, sollen daher 
erste empirische Befunde über die tatsächliche Reduktion der Zustimmungs-
pfl icht präsentiert werden. Grundlage dafür ist die Antwort der Bundesregie-
rung auf  eine große Anfrage der FDP zu den Auswirkungen der Föderalismus-
reform (Bundesratsdrucksache 16/6499 sowie 16/8688). Die FDP verlangte 
in ihrer Anfrage unter anderem Auskunft über die durch die Föderalismusre-
form bedingte Verringerung der Zustimmungspfl icht bei Bundesgesetzen. Die 
Bundes regierung bezog sich in ihrer Antwort auf  einen Untersuchungszeitraum 
von einem Jahr nach Verabschiedung der Reform (vom 1. September 2006 bis 
31. August 2007) und berücksichtigte alle in dieser Zeitperiode verkündeten Ge-
setze (N = 147). 
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Beabsichtigt man auf  dieser Datengrundlage erste Einschätzungen über die 
Entwicklung der Zustimmungspfl ichtigkeit anzustellen, wird man erneut mit 
methodischen wie theoretischen Problemen konfrontiert. Eine Schwierigkeit 
ergibt sich aus den besonderen Bedingungen der Großen Koalition. Da in die-
ser Konstellation die Mehrheiten im Bundesrat weniger bedeutsam sind, könnte 
der Zustimmungspfl icht eine geringere Aufmerksamkeit geschenkt worden sein. 
Da in vielen Fällen die Zustimmung des Bundesrates als gesichert gelten kann, 
könnte ein Gesetz im Zweifelsfall eher als zustimmungspfl ichtig ausgewiesen 
werden. Hingegen hätte eine Regierung, die mit einem oppositionsdominierten 
Bundesrat konfrontiert ist, Anreize, ein Gesetz im Zweifelsfall als zustimmungs-
frei zu verabschieden.26 Gegen eine solche Argumentation spricht allerdings die 
Tatsache, dass die Regierung ein Interesse daran hat, den Erfolg des Prestige-
projekts »Föderalismusreform« zu demonstrieren und die Ministerialverwaltung 
aus diesem Grund im Zweifel ein Gesetz als zustimmungsfrei konzipiert. Allen 
Prognosen sind weiterhin durch die geringe Fallzahl enge Grenzen gesetzt. Ein 
Jahr nach Inkrafttreten der Reform verabschiedete der Deutsche Bundestag le-
diglich 147 Gesetze, bei denen es sich zudem bei etwa einem Viertel der Fälle 
um relativ unumstrittene völkerrechtliche Vereinbarungen handelte. 

Ein Jahr nach Verabschiedung der Reform lag der Anteil an zustimmungs-
pfl ichtigen Gesetzen bei 44,2 Prozent und verfehlte damit den im Gesetzes-
entwurf  anvisierten Korridor des Anteils an Zustimmungsgesetzen von 35 bis 
40 Prozent.27 Im Vergleich zu den vorangegangenen Legislaturperioden lag erst-
malig die Quote der Zustimmungsgesetze unter 50 Prozent. Im Durchschnitt 
benötigten zwischen 1972 und 2005 53 Prozent aller Gesetze die Zustimmung 
des Bundesrates, wobei diese Quote zwischen 50 Prozent (9. Legislaturperiode) 
und 60 Prozent (10. Legislaturperiode) schwankt. Wichtiger für die Abschätzung 
des Erfolgs der Reform ist daher die Frage, wie hoch die Zustimmungsquote 
ohne die Reform gewesen wäre (im Sinne eines kontrafaktischen Szenarios ge-
mäß dem Vorgehen des Wissenschaftlichen Dienstes). Diesen Anteil beziffert 
die Bundesregierung in ihrer Anfrage auf  59,2 Prozent. Damit hätte die Reform 
eine Reduktion um immerhin 15 Prozentpunkte bewirkt. In Zahlen formuliert: 
Von den verabschiedeten 147 Gesetzen konnten nach der Reform 22 Gesetze 
zustimmungsfrei verabschiedet werden, die ohne Geltung der Reform zustim-
mungspfl ichtig gewesen wären.

 26 Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass bei Oppositionsmehrheiten die Zustimmungspfl icht häufi ger 
umstritten ist. Zwischen der 7. und der 15. Legislaturperiode war bei Oppositionsmehrheiten in 
8 Prozent aller Gesetzesvorlagen die Zustimmungspfl icht umstritten, bei Regierungsmehrhei-
ten war dies nur bei 4 Prozent der Fall.

 27 Dieser Korridor wird allerdings erreicht, wenn man alle völkerrechtlichen Vereinbarungen aus 
der Betrachtung ausschließt. 
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Marcus Höreth (2008) setzt sich kritisch mit den Angaben der Bundesre-
gierung auseinander. Ausgangspunkt seiner Bewertungen ist die Tatsache, dass 
der Gesetzgeber bei der Bewertung der Einschlägigkeit von Zustimmungstatbe-
ständen sowohl nach alter wie auch nach neuer Gesetzeslage immer über einen 
gewissen Spielraum verfügt. Die Bundesregierung, so die realistische Annahme 
von Höreth, wird bei der Beantwortung der Anfrage, sofern die Möglichkeit 
dazu bestand, angenommen haben, dass ein Gesetz nach alter Regelung zustim-
mungsbedürftig gewesen wäre. Dieses Vorgehen kann den Erfolg der Reform 
stärker unterstreichen, was im Interesse der Großen Koalition liegt. Eine solche 
Situation ist allerdings nicht mit Divided-Government-Konstellationen zu ver-
gleichen, in denen die Regierung höhere Anreize hat, ein Gesetz zustimmungs-
frei zu konzipieren (ausführlicher in Höreth 2007). Um dieses Argument zu 
testen, prüft Höreth die Plausibilität der alten Zustimmungstatbestände für die 
22 nach neuer Reglung zustimmungsfreien Gesetze. Er kommt zu dem Schluss, 
dass bei lediglich 11 der 22 Gesetze zweifelsfrei angenommen werden kann, 
dass diese nach dem alten Artikel 84 GG zustimmungsbedürftig gewesen wären. 
Die anderen 11 Fälle bezeichnet Höreth als Zweifelsfälle. Von diesen 11 Fällen 
wäre es einem daran interessierten Gesetzgeber bei 7 Fällen relativ problemlos 
gelungen, die Vorlagen auch nach altem Recht zustimmungsfrei zu halten.28 Bei 
dieser »realistischeren« Schätzung, hätte die Zustimmungsquote ohne die Re-
form lediglich bei 54,4 Prozent gelegen, was einer Reduktion der Zustimmungs-
pfl icht um 10 Prozentpunkten entspricht. 

Wichtiger als absolute Quoten der Zustimmungspfl icht sind Aussagen dar-
über, ob sich die Reform bei potenziell konfl iktträchtigen Themen bewährt hat, 
denn letztlich sind es nur diese Fälle, in denen ein Veto des Bundesrates den 
Handlungsspielraum der Bundesregierung einengt. Hier fällt das Bild gemischt 
aus. Von den 22 Gesetzen, die infolge der Neuregelungen des Grundgesetzes 
zustimmungsfrei geblieben sind, waren 3 Gesetze mit größerer medialer Auf-
merksamkeit verbunden.29 Dabei handelt es sich zum einen um das kontrovers 
verabschiedete »Vertragsarztrechtsänderungsgesetz« der Großen Koalition. Mit 
diesem Gesetz soll die drohende und teilweise schon existente medizinische 
Unterversorgung vor allem des ländlichen Raums und Ostdeutschlands durch 
Vereinfachungen in den Niederlassungsvorschriften für Ärzte abgemildert wer-

 28 Für die Plausibilität dieser Annahmen spricht, dass einige dieser Gesetze bereits vor der Reform 
als Einspruchs- und nicht als Zustimmungsgesetze in den Gesetzgebungsprozess eingebracht 
wurden. Obwohl es bei einigen dieser Gesetze nicht zu neuen, die Zustimmungspfl icht auslö-
senden Veränderungen während des Verfahrens kam, hat die Bundesregierung eine Zustim-
mungspfl ichtigkeit für die Beantwortung der Großen Anfrage unterstellt.

 29 Diese Angabe beruht auf  eigenen Recherchen über die Thematisierung der 22 Gesetze in füh-
renden deutschen Tageszeitungen mithilfe der Datenbank LexisNexis.
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den. Das Gesetz wurde nach langer kontroverser Aussprache in namentlicher 
Abstimmung gegen die Stimmen der FDP, der Linken und einiger CDU-Ab-
geordneter bei Enthaltung der Grünen im Bundestag verabschiedet. Ebenfalls 
kontrovers und von medialer Aufmerksamkeit begleitet war die Verabschiedung 
des Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetzes. Dieses Gesetz regelt die nach-
richtendienstlichen Auskunftsrechte im Rahmen der Terrorbekämpfung, erlaubt 
zukünftig den Sicherheitsbehörden und Geheimdiensten neue Vollmachten und 
wurde nach langen und kontroversen Diskussionen, auch innerhalb der Koali-
tion, gegen die Stimmen aller Oppositionsparteien im Bundestag verabschiedet. 
Ebenfalls nach heftiger innen- und rechtspolitischer Debatte wurde die Ände-
rung des Passgesetzes verabschiedet. Auch berichteten die Medien ausführlich 
über die politische Diskussion im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens. Die 
Änderung des Passgesetzes war nicht nur zwischen Regierung und Opposition 
umstritten, sondern offenbarte erneut klare Konfl iktlinien innerhalb der Gro-
ßen Koalition, diesmal über die Frage der zentralen Speicherung von biome-
trischen Daten. Damit wären insbesondere die letzten beiden Gesetze unter 
den Bedingungen von Divided Government anfällig für Blockadestrategien der 
Opposition gewesen. Für den Reformerfolg bei diesen Beispielen spricht auch 
die Tatsache, dass alle drei Gesetze mit hoher Wahrscheinlichkeit erst durch 
die Föderalismusreform als Einspruchsgesetze verabschiedet werden konnten 
(siehe Tabelle 1 in Höreth 2008) und ohne die Geltung der Reform weiter zu-
stimmungspfl ichtig gewesen wären.

Abgesehen von diesen kontroversen und in der Öffentlichkeit wahrgenom-
menen Gesetzen hält sich bei den übrigen 19 Gesetzen, für die nach Angaben 
der Bundesregierung die Zustimmungspfl icht entfallen ist, die mediale Auf-
merksamkeit wie auch die Konfl iktintensität in Grenzen (siehe auch Zohlnhöfer 
2008). Bei 13 Gesetzen stimmten weder die FDP noch die Grünen gegen die 
Vorlage, es gab also bei über 50 Prozent der Gesetze keinen Dissens zwischen 
den etablierten Parteien. Bei 7 Gesetzen gab es nicht einmal eine parlamenta-
rische Aussprache und immerhin 3 Gesetze wurden einstimmig von allen im 
Bundestag vertretenen Parteien verabschiedet.

Interessant sind darüber hinaus die bisherigen Erfahrungen mit den Auswir-
kungen der die Neuregelungen der Zustimmungspfl icht tangierenden Artikel 84 
Absatz 1 n. F. und 104a Absatz 4 GG n. F. Wie bereits erläutert, hängt die Sen-
kung der Zustimmungspfl icht entscheidend davon ab, wie oft die Bundesregie-
rung von der Möglichkeit Gebrauch macht, Abweichungen im Verwaltungsver-
fahren zu unterbinden. Hier sind die Befunde eher ernüchternd. Folgt man den 
Angaben der Bundesregierung, dann hatte diese bei 37 Gesetzen die Möglich-
keit, Abweichungen der Länder zuzulassen, womit auch das Zustimmungserfor-
dernis entfallen wäre. Dazu kam es aber nur in besagten 22 Fällen. In 41 Prozent 
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der Fälle (und nicht null, wie der wissenschaftliche Dienst angenommen hat) 
bestand der Bund auf  einer Abweichungssperre. Für einen Ausnahmetatbestand 
(wie im Grundgesetz formuliert) ist dies eine erstaunlich hohe Zahl. Hier muss 
allerdings beachtet werden, dass es sich dabei um überwiegend  unkontroverse 
Gesetzesmaterie handelte, die vor allem europa- und internationalrechtliche Ver-
einbarungen umsetzen (siehe ausführlicher Höreth 2008). 

In der Auskunft der Bundesregierung wird darüber hinaus die Bedeutung 
des neuen Zustimmungstatbestandes nach Artikel 104a Absatz 4 GG deutlich 
weniger kritisch beurteilt, als dies hier und von zahlreichen Experten im Zuge 
des Gesetzgebungsverfahrens vertreten wurde. Insgesamt hatte der Artikel 104a 
Absatz 4 n. F. ein Jahr nach Inkrafttreten der Reform einen Anteil von 10,7 Pro-
zent an der Zahl der zustimmungspfl ichtigen Gesetze. Damit liegt dieser Anteil 
immerhin doppelt so hoch wie in der kontrafaktischen Studie des Wissenschaft-
lichen Dienstes. In dem Gutachten betrug der ausgewiesene Anteil 5 Prozent 
und unterstreicht die Behauptung, dass hier eine extrem restriktive Auslegung 
vorgenommen wurde. Unabhängig davon sieht die Bundesregierung jedoch kei-
ne Erhöhung der Zustimmungsquote durch den Artikel 104a Absatz 4 n. F., da 
dieser sich im Kern mit dem Anwendungsbereich der alten Regelung in Artikel 
104a Absatz 3 Satz 3 a. F. decken würde. Dies ist allerdings schlicht nicht der 
Fall. Vor der Regelung benötigte ein Gesetz die Zustimmung des Bundesrates, 
wenn die Länder bei Geldleistungsgesetzen ein Viertel oder mehr der Ausgaben 
zu tragen hatten. Diese Einschränkung wurde in die neue Formulierung jedoch 
nicht übernommen, in der es jetzt heißt: »… wenn daraus entstehende Ausga-
ben von den Ländern zu tragen sind«. Darüber hinaus wurde der ursprüngliche 
Tatbestand der Geldleistungen um geldwerte Sachleistungen und vergleichbare 
Dienstleistungen erweitert. Wie bereits erwähnt, hinterlässt diese Neufassung 
eine Reihe von Fragen, die im Zweifel nur das Verfassungsgericht klären kann. 
Mit der Neufassung des Artikels 104a wurde allerdings eine Gelegenheitsstruk-
tur zur Einfl ussnahme des Bundesrates in bedeutenden und politisch kontro-
versen Gesetzesangelegenheiten geschaffen. Dies sollte allerdings erst unter den 
Bedingungen des Divided Government offen zutage treten. Daher kann die 
Wirkung des Artikel 104a in Bezug auf  die Erhöhung von Blockadegefahren 
erst unter solchen Konstellationen fundiert abgeschätzt werden. 
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4.4 Zusammenfassung und Bewertung der Ergebnisse

Zwei bedeutende Erwartungen sind mit der Verabschiedung der Föderalismus-
reform verbunden. Zum einen sollen die Bundesländer durch vermehrte Kom-
petenzen in ihren Handlungsmöglichkeiten gestärkt werden. Damit, so hofft 
man, sollen auch die Landespolitik und in der Folge die Landtagswahlen aufge-
wertet werden. Zum anderen besteht die Erwartung, dass auch der Bund in sei-
nen Handlungsmöglichkeiten gestärkt wird. Diese Hoffnung gründet sich auf  
eine deutliche Reduktion der Anzahl zustimmungsbedürftiger Gesetze. Damit 
soll der Bund deutlich weniger auf  die Vorstellungen der Bundesländer oder, bei 
einer starken oppositionellen Dominanz im Bundesrat, der Opposition Rück-
sicht nehmen müssen und schneller, in sich stimmigere und politisch klarer zu-
rechenbare Gesetze verabschieden können. 

Doch inwieweit sind solche positiven Prognosen tatsächlich realistisch? Wie 
ich in Abschnitt 4.2 argumentiert habe, erscheinen hohe Erwartungen hinsicht-
lich einer von bundespolitischen Trends autonomen Landeswahlentscheidung 
überzogen. Nicht nur, dass die den Ländern gewährten Gestaltungsspielräume 
für die Lebenswelt der meisten Bürger eher von marginaler Bedeutung sind. 
Selbst die durch die Föderalismusreform an die Länder delegierten Kompeten-
zen stehen in der Gefahr, durch Koordination zwischen allen Bundesländern 
einheitlich geregelt zu werden. Ein Grund hierfür mag in der historisch beding-
ten und gewachsenen Dominanz der Bundesebene verbunden mit dem Wunsch 
nach Einheitlichkeit von Regulierungen und Lebensbedingungen liegen, die bis-
her nur von einer kleinen Minderheit der deutschen Bevölkerung ernsthaft zur 
Disposition gestellt wird. Der im Kapitel 2 geschilderte Einfl uss der Bundes-
politik auf  Landtagswahlentscheidungen könnte sich zwar durch die Reform et-
was verringern. Eine deutliche Aufwertung der Landespolitik und damit erhöhte 
Chancen auf  die Verringerung von Divided-Government-Konstellationen im 
Bundesrat erscheinen gleichwohl unrealistisch.

Ähnlich skeptisch fällt das Urteil über eine bedeutende Erweiterung des 
Handlungsspielraums für eine Bundesregierung aus. Zwar sinkt durch die Re-
form der Anteil der zustimmungspfl ichtigen Gesetze, wie auch erste Zahlen 
über die Entwicklung der Zustimmungsbedürftigkeit der Bundesgesetze zei-
gen. Durch den Wegfall des Bundesratsvetos wird in diesen Fällen die politi-
sche Handlungsautonomie der Bundesregierung und ihrer parlamentarischen 
Mehrheit erheblich gestärkt. Von diesem Entlastungseffekt werden allerdings 
weniger Gesetze betroffen sein als bislang erwartet. Erste Auswertungen zu der 
Entwicklung der Zustimmungspfl icht lassen an einem starken Absinken der 
Zustimmungspfl icht Zweifel aufkommen. Besonders problematisch erscheint 
dabei, dass insbesondere politisch kontroverse Gesetze nicht von der Verringe-
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rung der Zustimmungsquote profi tieren. Besonders Gesetze aus dem Bereich 
Finanzen sind kaum von einem Wegfall des Bundesratsvetos betroffen. Im 
Lichte des politischen Ziels einer zukünftig stärkeren Steuerfi nanzierung des 
deutschen Wohlfahrtsstaates relativiert sich damit auch die potenziell mögliche 
Entlastung in der Sozialgesetzgebung. Im Sinne des politischen Ziels, die Sozial-
ausgaben stärker über Steuern statt über Abgaben zu fi nanzieren, schafft die 
Föderalismusreform insbesondere in den umstrittenen und zukunftsrelevanten 
Bereichen der Gesundheits- und Sozialgesetzgebung für eine Bundesregierung 
eben nicht den erhofften autonomen Handlungsspielraum.30 Es ist deshalb zu 
befürchten, dass genau in den Bereichen, in denen sich die Reform bewähren 
müsste, wegen der Konzeption der Reform die ursprünglichen Ziele nicht er-
reicht werden. 

Der Bund erkauft sich schließlich die Reduktion der Zustimmungstatbestän-
de mit dem Abweichungsrecht der Bundesländer in Verfahrensfragen. Wo diese 
Verfahrensfragen für den materiell-substanziellen Gesetzesgehalt von Bedeu-
tung sind, behält der Bund weiterhin ein politisches Interesse an einer einheitli-
chen Regelung, die dann aber auch zukünftig die Zustimmung des Bundesrates 
erforderlich machen würde. Zusätzlich wird durch die Föderalismusreform ein 
teilweise neuer und umstrittener Zustimmungstatbestand geschaffen, der in 
seiner Wirkung bisher kaum abzuschätzen ist. Dieser neue Zustimmungstatbe-
stand wird aller Wahrscheinlichkeit nach vor allem zwischen Regierung und Op-
position kontroverse Gesetzesvorhaben betreffen und könnte sich als das neue 
»Einfallstor« für das gesetzgeberische Mitspracherecht (und damit politische 
Blockademöglichkeit) der Länder erweisen, das man mit der Neuformulierung 
des Artikels 84 Absatz 4 gerade (etwas) geschlossen zu haben meinte. Genaueres 
wird man erst sagen können, wenn es zu einer verfassungsrechtlichen Klärung 
unklarer Gesetzesformulierungen in Artikel 104a Absatz 4 gekommen ist.

 30 Die Gesundheitsreform der Großen Koalition führt schon einmal vor Augen, wie sehr das 
Zustimmungserfordernis der Länder in Finanzfragen auch die wichtigen Sozialreformen prägt 
und weiterhin prägen wird.



Kapitel 5
Politikblockaden: Ursachen und Ausblicke

In diesem Buch habe ich versucht, grundlegende Fragen in der deutschen Po-
litikwissenschaft zu beantworten: Gibt es im deutschen föderalen System eine 
systematische Tendenz zugunsten eines oppositionell dominierten Bundesrates? 
Mit welchen konkreten Folgen sind jeweils unterschiedliche parteipolitische 
Mehrheitskonstellationen des Bundesrates verbunden? Kann die Föderalismus-
reform einige der vermeintlich negativen Auswirkungen von Divided-Govern-
ment-Situationen mindern oder die Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens ver-
ringern? Um diese Fragen zu beantworten, hat dieses Buch neue theoretische 
Impulse geliefert. Die theoretischen Argumente wurden des Weiteren erstmals 
konsequent anhand quantitativer empirischer Daten getestet und evaluiert. Die 
Erkenntnisse und deren Implikationen sind vielfältig. Die wichtigsten sollen hier 
zum Abschluss zusammengefasst werden. 

5.1 Wesentliche Ergebnisse

Im zweiten Kapitel habe ich mich mit den Ursachen für in den vergangenen 
Jahrzehnten gehäuft auftretenden Divided-Government-Konstellationen in 
Deutschland befasst. Die Ergebnisse zeigen, dass eine neu gewählte Regierung 
befürchten muss, dass ihre Machtbasis in den Ländern während ihrer Amtszeit 
kontinuierlich abnimmt. Landesregierungen, die von den Regierungsparteien 
des Bundes gebildet werden, unterliegen einer weit höheren Gefahr abgewählt 
zu werden als Landesregierungen der Oppositionsparteien. Dieser Trend ist 
aber nur zu einem geringen Teil autonom: Regierungsparteien verlieren zwar 
generell im Vergleich zur Bundestagswahl in Landtagswahlen an Stimmen, die-
ser autonome Stimmenverlust ist allerdings selten so stark, dass es dadurch zu 
einem Regierungswechsel auf  Landesebene kommt. In ganz erheblichem Maß 
wird eine Landtagswahl durch die Zufriedenheit der Bürger mit der aktuellen 
Bundespolitik bestimmt. Je unpopulärer eine Bundesregierung zum Zeitpunkt 
einer Landtagswahl, mit desto höheren Verlusten müssen die Regierungspar-
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teien in Landtagswahlen rechnen. Populäre Ministerpräsidenten können diesen 
Trend eindämmen, ganz verhindern können sie ihn bei einer sehr schlechten 
bundespolitischen Stimmungslage nicht. 

Da die Bundesregierung zum Zeitpunkt von Landtagswahlen fast immer 
niedrige Popularitätswerte verzeichnet, führt dies oftmals zu einem Macht-
verlust der Regierungsparteien auf  Landesebene. Dies schlägt sich dann auch 
in der parteipolitischen Zusammensetzung des Bundesrates nieder. Von Bedeu-
tung ist in diesem Zusammenhang auch, dass die Koalitionsform auf  Bundes-
ebene die Wahl der Landeskoalitionen beeinfl usst: Überdurchschnittlich häufi g 
werden Koalitionen gebildet, die aus parteipolitischer Sicht entweder ausschließ-
lich der Bundesregierung oder der Opposition zuzuordnen sind. Aus Sicht der 
Bundesregierung ist damit die Gefahr, dass sich die Bundesratsmehrheiten zu 
ihren Ungunsten entwickeln, sehr hoch. Wie eine Analyse über die Entwicklung 
der Mehrheitsverhältnisse gezeigt hat, war praktisch jede Regierung auf  Bun-
desebene zwischen 1969 und 2005 von diesem Trend betroffen. Die Dramatik 
dieser Entwicklung variierte dabei mit der bundespolitischen Stimmungslage. 
Obwohl sich theoretisch hohe Zustimmungswerte für eine Regierung in einer 
für sie verbesserten Mehrheitssituation im Bundesrat niederschlagen könnten, 
ist dieser Fall in der Realität bisher nicht eingetreten.

Für die große Oppositionspartei bedeutet dieser Trend jedoch nicht automa-
tisch, dass sie selbst mit einer Mehrheit im Bundesrat rechnen kann. Im Gegen-
teil: Seit 1990 ist es für die Opposition schwieriger geworden, dieses  Gremium zu 
dominieren. Statt eines schnellen Wechsels von klaren Regierungs- zu  klaren Op-
positionsmehrheiten kommt es immer häufi ger zu längeren Perioden gemisch-
ter Mehrheiten, in denen weder die Regierung noch die Opposition über mehr 
als die Hälfte der Stimmen im Bundesrat verfügen. Die Ursache für  diese Ent-
wicklung liegt in dem gewachsenen Anteil gemischter Koalitionen auf  Länder-
ebene: Immer häufi ger werden Landesregierungen von Parteien gebildet, die 
sich im Bund als Regierungs- und Oppositionsparteien gegenüberstehen. Zwei 
wesentliche Gründe sind für diesen Anstieg gemischter Koalitionen zu nennen. 
Erstens kommt es in den neuen Bundesländern wegen der starken Stellung der 
PDS sehr häufi g zur Bildung gemischter Koalitionen. Zweitens kann die große 
Oppositionspartei seit 1990 nicht mehr automatisch mit einem guten Ergebnis 
in Landtagswahlen allein infolge eines Stimmungstiefs der Regierung rechnen. 
Sie steht selbst vielmehr im Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit und kann 
vor allem dann mit Erfolgen rechnen, wenn die Bundesregierung unbeliebt ist 
und die eigene Oppositionsarbeit gut bewertet wird.1 Sind beide, Regierung und 

 1 Dass die Bewertung der Oppositionsarbeit im Bund seit 1990 relevanter für die Landtagswahl-
entscheidung geworden ist, könnte daran liegen, dass die große Oppositionspartei in dieser 
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die große Oppositionspartei, mit schlechten Umfragewerten konfrontiert, stei-
gen auch die Wahlaussichten für kleine Parteien und Protestparteien, deren Er-
folge die Bildung gemischter Koalitionen begünstigen. 

Entscheidende Veränderungen dieses grundlegenden Zusammenhangs durch 
die Föderalismusreform sind, wie in Kapitel 4 dargelegt, nicht zu erwarten. Die 
Reform war mit der Hoffnung verbunden, eine Stärkung der Entscheidungs-
kompetenzen der Länder könne zu einer substanziellen Aufwertung der Landes-
politik führen. Dem stehen drei Bedenken gegenüber.

Erstens werden an die Länder kaum bedeutsame, für die Bürger relevante 
Gesetzgebungskompetenzen delegiert. Bei den neuen Länderkompetenzen han-
delt es sich eher um Restkompetenzen, die in ihrer Reichweite stark eingegrenzt 
sind. Es steht zu befürchten, dass die betreffenden Gesetze nur in geringem 
Umfang von der Bevölkerung wahrgenommen werden. Zweitens werden nicht 
alle neuen Kompetenzen tatsächlich autonom in den Ländern, sondern weiter 
bundeseinheitlich geregelt werden. Der Grund hierfür ist die noch weit verbrei-
tete horizontale Selbstkoordination unterhalb der Länder, die durch die Reform 
sogar noch zunehmen könnte (Benz 2008). Drittens herrscht in der Bundes-
republik weiter eine grundsätzliche Dominanz der Bundespolitik sowohl in per-
soneller als auch in programmatischer Hinsicht vor. Diese Faktoren stehen einer 
substanziellen Aufwertung der Landespolitik entgegen und lassen es fraglich 
erscheinen, ob der bundespolitische Einfl uss auf  Landtagswahlentscheidungen 
wesentlich abgeschwächt werden kann. In der Folge ist auch für die Zukunft da-
von auszugehen, dass eine Bundesregierung im Laufe ihrer Amtszeit an Einfl uss 
im Bundesrat verliert.

Das dritte Kapitel beschäftigte sich mit den Konsequenzen von unterschied-
lichen Mehrheitskonstellationen im Bundesrat. Vor allem in der öffentlichen 
Wahrnehmung scheinen die Folgen eines oppositionsdominierten Bundesrates 
allzu offensichtlich: Effi zientes und kohärentes Regieren wird erschwert, Geset-
zesberatungen werden in die Länge gezogen, im Extremfall drohe gar eine völli-
ge Blockade von Gesetzesvorhaben und eine allgemeine politische Paralyse. Die 
tatsächlichen Folgen von Divided Government sind jedoch viel umstrittener, 
als es auf  den ersten Blick scheinen mag. Dies gilt vor allem für empirische, an-
hand der Gesetzesstatistik abzulesende Konsequenzen divergierender Mehrhei-
ten. Bisher vorgenommene empirische Auswertungen der Gesetzesstatistiken 
konnten in der Vergangenheit wegen unzureichender Datenlage und fehlender 

Zeitperiode selbst als Quasi-Regierungspartei verstanden wurde. In diesen Zeitraum fallen lan-
ge Perioden, in denen die Opposition den Bundesrat dominiert und damit auch in der Wahr-
nehmung der Bevölkerung für zahlreiche (unbeliebte) Politikentscheidungen die Verantwortung 
mitträgt. Derselbe Effekt, der die Opposition damit zunächst in den Ländern stark gemacht hat, 
könnte sich also nach einiger Zeit gegen sie wenden.
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theoretischer Basis nur geringe Unterschiede zwischen unterschiedlichen Mehr-
heitskonstellationen feststellen. Der wissenschaftlichen Debatte um den tatsäch-
lichen Einfl uss eines oppositionsdominierten Bundesrates und der normativen 
Bewertung solcher Konstellationen wurde damit reichlich Nahrung verliehen. 

Ich habe versucht, etwas mehr Klarheit in die empirische Befundlage zu 
bringen. Dabei argumentiere ich, dass es vor der Suche nach vermeintlich klar 
ersichtlichen empirischen Indikatoren unabdingbar ist, über ein theoretisches Ar-
gument zu verfügen, aus dem sich empirische Implikationen auch tatsächlich ab-
leiten lassen. Das hier vorgeschlagene Argument legislativer Selbstbeschränkung 
basiert auf  Erkenntnissen der Judicial-Review-Literatur. Sein Ausgangspunkt 
liegt in einer einfachen Grundannahme: Politische Akteure berücksichtigen das 
Vetopotenzial des Bundesrates, egal unter welchen Mehrheitskonstellationen, 
und passen ihr strategisches Handeln der jeweiligen Situation an.

Aus diesen Überlegungen ergeben sich zwei grundlegende Hypothesen: Ers-
tens ist zu erwarten, dass die politischen Konzessionen, die eine Regierung für 
die Verabschiedung eines Zustimmungsgesetzes bezahlen muss, mit der Stellung 
der Opposition im Bundesrat zunehmen. Anders formuliert: Je ungünstiger die 
parteipolitischen Mehrheiten für eine Regierung, desto mehr muss eine Regie-
rung von ihren Idealvorstellungen abweichen und Kompromisse eingehen und 
desto stärker wird sich das Ergebnis am Status quo und an den Vorstellungen 
der Opposition oder der Länder orientieren. Zweitens sollte der empirisch beob-
achtbare parteipolitische Konfl ikt in der Gesetzgebung mit der Stärke der Op-
position im Bundesrat abnehmen und einem Kompromiss zwischen Regierung 
und Opposition weichen. Während die Konsequenzen für das Politikergebnis 
nur anhand von umfassenden Fallstudien überprüft werden können, kann der 
Konfl ikt zwischen Regierung und Opposition über das Abstimmungsverhalten 
der Opposition in der Gesetzesstatistik empirisch erfasst werden.

Die empirischen Überprüfungen bestätigen die Vermutungen: Der Anteil 
zwischen Regierung und Opposition kontrovers abgestimmter Gesetzesvorlagen 
variiert systematisch mit den Mehrheitsverhältnissen im Bundesrat. Je stärker die 
Stellung der Opposition in der zweiten Kammer, desto geringer ist der zwischen 
Regierung und Opposition zu beobachtende Konfl ikt bei der Verabschiedung 
von Gesetzesvorlagen im Bundestag. Ein Vergleich mit der Einspruchsgesetzge-
bung zeigt, dass sich dieser Effekt, wie erwartet, auf  die Zustimmungsgesetzge-
bung beschränkt. Besitzt der Bundesrat wie in der Einspruchsgesetzgebung nur 
ein suspensives Veto, kann die Regierung weitgehend ihre Politikvorstellungen 
durchsetzen. Die empirische Überprüfung hat darüber hinaus gezeigt, dass es 
zwei Zeitpunkte gibt, in denen die Regierung einen Kompromiss mit den Län-
dern oder der Opposition eingeht: In etwa der Hälfte der Fälle kommt es zu 
einem vorgelagerten Kompromiss, das heißt, eine Regierung weicht schon bei 
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der Einbringung eines Gesetzes, spätestens aber vor der Verabschiedung eines 
Gesetzes im Bundestag von ihren Idealvorstellungen ab. Ebenso häufi g ist ein 
nachgelagerter Kompromiss, der erst nach dem Einschalten des Vermittlungs-
ausschusses von Bundestag und Bundesrat zustande kommt. In der Vergangen-
heit wurden die Effekte von Divided Government oftmals über die Häufi gkeit 
von Vermittlungsverfahren quantifi ziert. Die hier vorgelegten Befunde zeigen 
allerdings klar, dass bei einer solchen einseitigen Betrachtung die antizipierenden 
Reaktionen des Gesetzgebers vernachlässigt und die Auswirkungen von oppo-
sitionellen Bundesratsmehrheiten systematisch unterschätzt werden. Erst wenn 
beide Kompromissarten, die auf  Antizipation beruhenden vorgelagerten Kom-
promisse sowie die unter Einschaltung des Vermittlungsausschusses zustande 
kommenden nachgelagerten Kompromisse, berücksichtigt werden, wird der 
Einfl uss des Bundesrates empirisch adäquat erfasst. 

Da die empirischen Vorhersagen des Arguments klar bestätigt werden konn-
ten, ist davon auszugehen, dass auch die Auswirkungen auf  das Politikergebnis 
beträchtlich sein werden. Befürchtungen vor Ineffi zienz und einem stark einge-
schränkten Handlungsspielraum der Regierung in Zeiten klarer Oppositions-
mehrheiten scheinen also durchaus berechtigt. Auch wenn sich diese Konse-
quenzen nicht in einer Blockade von Gesetzen manifestieren, sind umfassende 
und kohärente politische Richtungswechsel kaum möglich. 

Die Föderalismusreform sollte durch eine substanzielle Senkung des Anteils 
zustimmungspfl ichtiger Gesetze die autonomen Handlungsmöglichkeiten der 
Bundesregierung erweitern. Dieser Hoffnung sind jedoch enge Grenzen gesetzt: 
So sind kontroverse Gesetze nur unterdurchschnittlich von der Reduktion der 
Zustimmungspfl icht betroffen. Zudem wird der Anteil der zustimmungspfl ich-
tigen Gesetze nicht so stark sinken wie vorhergesagt. Entsprechende optimisti-
sche Szenarien, insbesondere eine einfl ussreiche Studie des Wissenschaftlichen 
Dienstes, gründen sich auf  unrealistischen Annahmen, was sich auch bei Aus-
wertung der Gesetzgebungsstatistik ein Jahr nach Verabschiedung der Reform 
zeigt. Zusätzlich sind Konfl ikte durch einen neu eingeführten Zustimmungstat-
bestand vorprogrammiert, der vor allem zwischen Regierung und Opposition 
umstrittene Gesetzesvorhaben betreffen wird und der die besondere Gefahr 
birgt, in zukünftigen Divided-Government-Situationen parteipolitisch instru-
mentalisiert zu werden. 
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5.2 Politikimplikationen

Die Implikationen für die Politik und das politische System sind sehr vielfäl-
tig. Die aus meiner Sicht bedeutsamen werden im Folgenden kurz zusammen-
getragen. 

Die Ursachen und die Folgen von Divided-Government-Konstellationen 
wurden in den entsprechenden Kapiteln dieser Untersuchung unabhängig von-
einander betrachtet. Für die Leistungsfähigkeit des politischen Systems der Bun-
desrepublik hat aber gerade ihre Verquickung und Rückkopplung dramatische 
Folgen. Wenn allseits ein großer Reformbedarf  konstatiert wird, benötigt eine 
Regierung für die Durchsetzung möglicherweise einschneidender Veränderun-
gen einen hohen autonomen Handlungsspielraum. Da jedoch radikale Refor-
men, die insbesondere in der Sozialpolitik mit Einschnitten ins soziale Netz 
einhergehen, in der Regel ausgesprochen unpopulär sind, verschlechtern sich 
bei deren Durchführung zumeist die Zustimmungswerte einer Bundes regie-
rung. Dies wiederum mündet in einem schlechten Abschneiden der Regierungs-
parteien in Landtagswahlen und als Folge davon in divergierenden Mehrheits-
verhältnissen im Bundesrat, also folglich genau in die Konstellation, die das 
Regierungshandeln tendenziell erschwert. Es besteht damit die begründete Be-
fürchtung, dass das deutsche Regierungssystem ausgerechnet dann für die Bun-
desregierung hinderliche Konstellationen hervorbringt, wenn die Gesellschaft 
eine Regierung bräuchte, die die notwendige Freiheit hat, grundlegende, mögli-
cherweise unpopuläre Veränderungen durchzusetzen. Im Extremfall steht damit 
eine Regierung in wirtschaftlichen und fi nanziellen Krisenzeiten vor folgendem 
Dilemma: Untätigkeit verschlechtert die Situation weiter und führt zur Erosion 
der Machtbasis der an der Regierung beteiligten Parteien in den Ländern. Ein 
umfassender Reformkurs kann die Zustimmung zur Amtsführung dramatisch 
schwächen, was dann ebenfalls zu Wahlniederlagen in den Ländern führt. Diese 
Systematik könnte nur dann durchbrochen werden, wenn eine Regierung sich in 
Krisenzeiten als exzellenter Krisenmanager profi lieren kann. 

Gleichzeitig muss in diesem Zusammenhang eine Warnung ausgesprochen 
werden. Eine klare Regierungsmehrheit im Bundesrat garantiert der Bundesre-
gierung nicht automatisch die Durchsetzbarkeit ihrer Positionen. Diese Tatsa-
che kommt bei der Kritik an Divided-Government-Situationen häufi g zu kurz. 
Selbst wenn Regierungsmehrheiten durch Verfassungsänderungen, wie eine 
Zusammenlegung von Bundes- und Landtagswahlen auf  einen Termin, wahr-
scheinlicher gemacht werden könnten, stehen der Hoffnung auf  die konsequen-
te Umsetzung von Regierungspositionen verschiedene Widerstände gegenüber. 
Beispielsweise müssen unpopuläre Maßnahmen nicht zwingend von allen Mi-
nisterpräsidenten der Regierungsparteien mitgetragen werden. Einige könnten 
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versucht sein, sich mit einer Abgrenzung vom Kurs der Regierung zu profi lieren 
– auch um ihre Wiederwahlchancen in den Ländern nicht zu gefährden. 

Weiterhin könnte es einer Regierung Schwierigkeiten bereiten, parlamenta-
rische Mehrheiten innerhalb der eigenen Parteien für umstrittene Gesetzesän-
derungen sicherzustellen. Dies gilt insbesondere für die großen Volksparteien, 
die wegen des breiten Positionsspektrums ihrer Mitglieder immer schwerer eine 
innerparteiliche Geschlossenheit garantieren können. Während man das erste 
Hindernis noch durch eine konsequente Reduzierung der Zustimmungsgesetz-
gebung verringern könnte, ist der zweite Einwand eine nur schwer zu überwin-
dende Konsequenz demokratischer Regierungsformen. 

Damit wird deutlich: Eine Änderung des institutionellen politischen Systems 
allein wird nicht immer die diagnostizierten Probleme beheben. Genau aus die-
sem Grund ist eine eingehende Beschäftigung mit den Ursachen von divergie-
renden Mehrheiten unbedingt erforderlich. 

Generell untermauern allerdings die im dritten Kapitel geschilderten Im-
plikationen von Divided-Government-Situationen, zumindest in Bezug auf  die 
Handlungsfähigkeit der Regierung, die vielfach vorgebrachte Kritik an diesen 
Konstellationen. Sollte allerdings die im zweiten Kapitel konstatierte Zunah-
me an gemischten Koalitionen in den Ländern und damit unklare Mehrheits-
verhältnisse im Bundesrat auch in der Zukunft Bestand haben oder sollte sich 
dieser Trend sogar verstärken, dann kann dies neue Strategien des Regierens in 
Deutschland eröffnen. Die Regierung hat dann verstärkt die Möglichkeit, unter 
den hier vorgestellten Kompromissmöglichkeiten – entweder eine Zusammen-
arbeit mit der Opposition oder eine Zusammenarbeit mit den Ländern – zu 
wählen. Wenn sich zudem die Opposition stärker in einzelne Parteien aufsplittet, 
erhöht dies, je nach politischer Konstellation, zusätzlich die Flexibilität einer Re-
gierung. So konnte beispielsweise die Regierung Schröder in ihrer ersten Amts-
zeit je nach Politikbereichen unterschiedliche Bündnisse schließen. 

In der Gesellschaftspolitik kooperierte die rot-grüne Regierung beispiels-
weise mit der FDP sowie der PDS. Als die rot-grüne Bundesregierung nach der 
verlorenen Wahl in Hessen im Jahr 2000 über keine eigene Mehrheit im Bun-
desrat verfügte, war die Verabschiedung der geplanten Reform des Staatsan ge-
hörigkeitsgesetzes gefährdet. Das Gesetz sollte die rechtliche Integration lang-
jähriger Einwanderer und deren hier geborenen Kinder erleichtern und unter 
anderem die doppelte Staatsbürgerschaft ermöglichen. Die CDU sprach sich 
massiv gegen die geplante Mehrstaatlichkeit aus. Um die Reform dennoch auf  
den Weg zu bringen, kooperierte die Regierung mit der PDS und der FDP, 
deren Zustimmung die Stimmen der sozial-liberalen Koalition in Rheinland-
Pfalz sicherte. Die FDP erwirkte durch die Einführung des Optionsmodells 
(alle Personen, die das 23. Lebensjahr vollendet haben, müssen sich für eine 
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Staatsbürgerschaft entscheiden) eine starke Einschränkung der doppelten Staats-
bürgerschaft.

In der Wirtschafts- und Sozialpolitik entschied sich die Bundesregierung hin-
gegen oftmals für Kompromisse mit der CDU-Opposition oder einer Länder-
mehrheit (die auch CDU-mitregierte Länder beinhaltet), da gemeinsame Positio-
nen mit der FPD und der PDS kaum zu fi nden waren. Im Jahr 2003 kam es mit 
der Verabschiedung der Gesundheitsreform, mit der die explodierenden Kosten 
des Gesundheitswesens eingedämmt werden sollten, zu einem Kompromiss mit 
der oppositionellen CDU noch vor der Einbringung der Reform. Die Leitlinien 
der Reform wurden in einem kleinen Kreis von Fachpolitikern der rot-grünen 
Regierung und der CDU unter Federführung von Ulla Schmidt und Horst See-
hofer erarbeitet. Die Regierung verzichtete angesichts der Mehrheitsverhältnisse 
auf  die Einbringung ihres eigenen ursprünglichen Entwurfs, das Gesetz wurde 
in Rekordgeschwindigkeit im Bundestag behandelt und fand dort die Stimmen 
der Regierungsparteien ebenso wie die Stimmen der oppositionellen CDU. 

Eine weitere politische Implikation, die sich aus der Evaluation der Föderalis-
musreform ergibt, ist, dass die Reform des Föderalismus auf  der Tagesordnung 
bleibt. Die im September 2006 in Kraft getretene Föderalismusreform wird, wie 
ich im vierten Kapitel argumentiert habe, an der Relevanz der Befunde nicht so 
viel verändern, wie sich viele bei der Verabschiedung der Reform erhofft haben 
mögen. Die Erwartungen an die zweite Stufe der Föderalismusreform, die eine 
Reform der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern bis zum Jahr 2009 
hervorbringen soll, sind schon im Vorfeld gering. Noch schwieriger als bei der 
Föderalismusreform I würden hier die Verhandlungen werden, sagte beispiels-
weise der Verhandlungsführer des Bundes, der Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion Peter Struck.2 Da aber schon die teilweise hohen Erwartungen an 
die erste Stufe der Reform, wie das vierte Kapitel meiner Arbeit gezeigt hat, aller 
Voraussicht nach nicht erfüllt werden, erscheint es nur eine Frage der Zeit zu 
sein, bis der Ruf  nach der Reform der bundesstaatlichen Ordnung erneut in die 
öffentliche und politische Diskussion rückt.

 2 So zitiert in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 9. März 2007.
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5.3 Wissenschaftliche Implikationen und Forschungs-
perspektiven

Wie bei jeder Forschungsarbeit werden bei der Suche nach Antworten zahlrei-
che neue Fragen aufgeworfen. Welchen Beitrag zur akademischen Diskussion 
liefert dieses Buch und wo schließen sich neue Forschungsperspektiven an?

In Hinblick auf  die Ursachen von divergierenden Mehrheiten wurde erst-
mals systematisch der bundespolitische Einfl uss auf  Landtagswahlen sehr dif fe-
renziert analysiert. Unterschiedliche Hypothesen für die Ergebnisse der Regie-
rungs- und Oppositionsparteien wurden zusammengetragen und getestet. Im 
Rahmen weiterer Forschung sollte geprüft werden, ob die aufgestellten Hypo-
thesen und das Analysevorgehen auch auf  kleine Parteien übertragbar sind. Dies 
erscheint vor allem deswegen bedeutsam, da kleine Parteien und Protestparteien 
seit der Wiedervereinigung verstärkt in Landtagswahlen erfolgreich sind. Dies 
hat nicht unerhebliche Auswirkungen auf  die Regierungs zusammensetzung der 
Bundesländer und auf  die parteipolitische Ausrichtung des Bundesrates. 

Bisher wurde bei der Betrachtung der Regierungsparteien nicht zwischen 
den einzelnen Koalitionspartnern unterschieden. Interessant wäre eine diffe-
renzierte Betrachtung des hier postulierten Zusammenhangs für jede in der 
Bundes regierung vertretene Partei. So ließe sich der hier diagnostizierte bun-
despolitische Effekt noch differenzierter untersuchen: Welche Partei ist unter 
welchen Umständen besonders stark von dem Anti-Regierungstrend betroffen? 
Muss gerade der kleine Regierungspartner um den Einzug in die Landesparla-
mente fürchten? 

Weiterhin habe ich die Popularitätsentwicklung von Regierung und Oppo-
sition als quasi exogene Größe aufgefasst. Da diese Variable ein so hohes Po-
tenzial für die Erklärung der Wahlergebnisse auf  Landesebene aufweist, sollte 
auch mehr systematisches Wissen darüber vorliegen, warum sich vermeintliche 
Zyklen ergeben und ob (und wenn ja, warum) die Entwicklung der Popularität 
in den vergangenen Jahren volatiler geworden ist. Für die Beantwortung dieser 
Fragen stehen zahlreiche Theorien zur Verfügung, die ich hier nur kurz skizziert 
habe. Für das grundlegende Verständnis des Regierens in Deutschland wäre ein 
systematischer Test dieser unterschiedlichen Theorien wünschenswert. 

Schließlich könnte noch ein ganz anderer Aspekt berücksichtigt werden, 
der bisher komplett vernachlässigt wurde: die Bedeutung der Landespolitik. 
Hier schließen sich viele offene Fragen an: Was sind genuin landesspezifi sche 
Faktoren, die die Landtagswahl mitentscheiden? Wie stark ist ihr Einfl uss auf  
das Wahlergebnis im Vergleich zu bundespolitischen Einfl ussgrößen? Variiert 
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der landes- und bundespolitische Einfl uss zwischen den Bundesländern und im 
Zeitablauf?3

Großes Potenzial für zukünftige Forschungsarbeiten eröffnet sich bei der 
Beschäftigung mit den Folgen von Divided Government. In dieser Arbeit wur-
de das Argument legislativer Selbstbeschränkung ausschließlich anhand em-
pirischer Daten überprüft. Damit konnten die Implikationen zum strategischen 
Verhalten der Akteure im Gesetzgebungsprozess überprüft werden. Der dafür 
erstellte Datensatz über die deutsche Gesetzgebung seit 1976 kann zur Prü-
fung weiterer Thesen zukünftiger Forschung bezüglich Divided Government 
verwendet werden.4

Insgesamt zeigen die statistischen Befunde des dritten Kapitels, dass eine 
Konzentration der empirisch ausgerichteten Parlamentsforschung auf  Prozesse, 
Strategien und Mechanismen von hohem analytischen, theoretischen und em-
pirischen Nutzen sein kann (siehe auch Burkhart/Lehnert 2008). Der Schwenk 
von ergebnis- hin zu prozessorientierten Indikatoren zur Analyse der Gesetz-
gebung verspricht meines Erachtens auch für weitere Bereiche der Parlaments-
forschung wichtige Einsichten in die Funktionsweise politischer Institutionen 
und das strategische Verhalten von Akteuren. 

In Bezug auf  die Politikergebnisse bedürfen die hier aufgestellten Hypothesen 
noch einer Evaluierung anhand von Fallstudien. Ebenfalls mithilfe von Fallstu-
dien erscheint mir eine intensivere Beschäftigung mit den in der Theorie aus-
geführten und in der Empirie diagnostizierten Kompromissarten lohnenswert. 
Dabei ist einerseits von Interesse, wann eine Regierung, über die theoretischen 
Überlegungen hinaus, einen Kompromiss mit der Opposition und wann sie ei-
nen Kompromiss mit den Ländern vorzieht. Darüber hinaus ist es wahrschein-
lich, dass die unterschiedlichen Kompromisse auch unterschiedliche Arten von 
Konzessionen beinhalten – ein Aspekt, der bislang durch die Orientierung auf  
das abstrakte Argument ausgeblendet wurde. Auch die empirisch sichtbar ge-
wordenen Stadien der Kompromissfi ndung bedürfen einer weitergehenden 
wissenschaftlichen Betrachtung. Das Argument legislativer Selbstbeschränkung 
macht keine Aussagen darüber, wann eher mit vorgelagerten, wann mit nach-
gelagerten Kompromissen zu rechnen ist und wie diese sich in ihrem Charakter 

 3 Gerade in diesem Bereich wird derzeit intensive Forschungsarbeit betrieben. Siehe beispiels-
weise das DFG-Projekt »Der Einfl uss der Bundespolitik auf  Landtagswahlen« an der Univer-
sität Stuttgart, Abt. Politische Systeme und Politische Soziologie (Prof. Oscar W. Gabriel), im 
Internet unter: <www.uni-stuttgart.de/soz/avps/forschung/ltw.pdf> (März 2007). Siehe auch 
Gabriel et al. (2008).

 4 Der Datensatz ist über das Zentralarchiv für empirische Sozialforschung für Forschungszwecke 
zugänglich, siehe Burkhart (2008). 
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voneinander unterscheiden. Hier könnten sowohl auf  theoretischem als auch 
auf  empirischem Gebiet weiterführende Untersuchungen angestellt werden.

Obwohl die bisherigen Ausführungen auf  den deutschen Fall beschränkt 
sind, könnten gerade die Erkenntnisse über die empirischen Folgen von Di-
vided-Government-Situationen interessante Impulse für andere politische 
Systeme liefern. So ähnelt beispielsweise die amerikanische Diskussion um 
die gesetzgeberischen Konsequenzen des Divided Government der deutschen 
Debatte insofern, als dass sich das Blockadepotenzial dieser Konstellationen 
bisher nur marginal durch quantitative Auswertungen von Gesetzesstatistiken 
belegen ließ.5 Auch wenn ein Vergleich zwischen den USA und Deutschland 
wegen der unterschiedlichen politischen Systeme sicher nur begrenzt sinnvoll 
ist, so gibt es doch Hinweise auf  eine ähnliche empirische Befundlage. So 
untersuchte Thorson (1998) die Häufi gkeit von logrolling zwischen der demo-
kratischen und der republikanischen Partei. Er kam zu dem Ergebnis, dass die 
Mehrheitsverhältnisse des Kongresses eine entscheidende Erklärungsvariable 
für die Häufi gkeit von logrolling darstellen und dass parteipolitischer Konfl ikt 
stärker bei unklaren Mehrheitsverhältnissen auftritt. 

 5 Für wesentliche Beiträge zur diesbezüglichen amerikanischen Debatte siehe Cutler (1988), 
Sundquist (1988), Cox und Kernell (1991), Mayhew (1991), Fiorina (1992), Kelly (1993), Ep-
stein und O’Halloran (1996), Edwards, Barrett und Peake (1997), Binder (1999), Coleman 
(1999), Howell et al. (2000), Quirk und Nesmith (2000), Jones (2001) sowie Fiorina (2003).





Anhang

Operationalisierung der abhängigen und unabhängigen Varia blen 
(siehe Abschnitt 2.2)
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